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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS (EU) 2016/870 DES RATES 

vom 24. Mai 2016 

über den Abschluss — im Namen der Union — des Protokolls zur Festlegung der 
Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen 
Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Islamischen Republik 

Mauretanien für einen Zeitraum von vier Jahren 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 43 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a und Artikel 218 Absatz 7, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 30. November 2006 hat der Rat die Verordnung (EG) Nr. 1801/2006 über den Abschluss des 
partnerschaftlichen Fischereiabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Islamischen Republik 
Mauretanien (2) (im Folgenden „Partnerschaftsabkommen“) erlassen. 

(2)  Das letzte Protokoll zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem 
Partnerschaftsabkommen lief am 16. Dezember 2014 aus. 

(3)  Die Union und die Islamische Republik Mauretanien haben ein neues Protokoll (3) zum Partnerschaftsabkommen 
(im Folgenden „Protokoll“) ausgehandelt. 

(4)  Dieses Protokoll wurde gemäß dem Beschluss (EU) 2015/2191 (4) unterzeichnet und wird ab dem 16. November 
2015 vorläufig angewandt. 

(5)  Mit Artikel 10 des partnerschaftlichen Fischereiabkommens wurde ein Gemischter Ausschuss eingerichtet, der 
damit beauftragt ist, die Durchführung und ordnungsgemäße Anwendung des Abkommens zu überwachen. Im 
Übrigen kann der Gemischte Ausschuss auch bestimmte Änderungen des Protokolls genehmigen. Um die 
Genehmigung solcher Änderungen zu erleichtern, sollte die Kommission vorbehaltlich spezifischer Bedingungen 
ermächtigt werden, diese Änderungen in einem vereinfachten Verfahren zu genehmigen. 
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(1) Zustimmung vom 10. Mai 2016 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1801/2006 des Rates vom 30. November 2006 über den Abschluss des partnerschaftlichen Fischereiabkommens 

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Islamischen Republik Mauretanien (ABl. L 343 vom 8.12.2006, S. 1). 
(3) Protokoll zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen Fischereiabkommen 

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Islamischen Republik Mauretanien für einen Zeitraum von vier Jahren (ABl. L 315 
vom 1.12.2015, S. 3). 

(4) Beschluss (EU) 2015/2191 des Rates vom 10. November 2015 über die Unterzeichnung im Namen der Europäischen Union und die 
vorläufige Anwendung des Protokolls zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem 
partnerschaftlichen Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Islamischen Republik Mauretanien für einen 
Zeitraum von vier Jahren (ABl. L 315 vom 1.12.2015, S. 1). 



(6)  Das Protokoll sollte genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Protokoll zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem partnerschaftlichen 
Fischereiabkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Islamischen Republik Mauretanien für einen 
Zeitraum von vier Jahren wird im Namen der Union (1) genehmigt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die Mitteilungen gemäß Artikel 17 des Protokolls im Namen der Union vor. 

Artikel 3 

Die Kommission wird vorbehaltlich der im Anhang dieses Beschlusses aufgeführten Bestimmungen und Bedingungen 
ermächtigt, im Namen der Union im Gemischten Ausschuss Änderungen des Protokolls zu genehmigen. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 24. Mai 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A.G. KOENDERS  
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(1) Das Protokoll wurde in ABl. L 315 vom 1.12.2015 zusammen mit dem Beschluss über seine Unterzeichnung veröffentlicht. 



ANHANG 

Umfang der Ermächtigung und Verfahren für die Festlegung des Standpunkts der Union im Gemischten 
Ausschuss 

(1)  Die Kommission wird ermächtigt, mit der Islamischen Republik Mauretanien zu verhandeln und gegebenenfalls — 
vorbehaltlich der Einhaltung der Nummer 3 dieses Anhangs — Änderungen am Protokoll in Bezug auf folgende 
Fragen zu genehmigen: 

a)  Anpassung der Fangmöglichkeiten gemäß den Artikeln 5 und 6 des Protokolls; 

b)  Beschluss über die Modalitäten der sektoralen Unterstützung gemäß Artikel 3 des Protokolls und in Anhang 2 
des Protokolls; 

c)  Bedingungen der Ausübung von Fangtätigkeiten gemäß den Artikeln 5 und 6 des Protokolls. 

(2)  Im Gemischten Ausschuss 

a)  handelt die Union entsprechend den Zielen, die sie im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik verfolgt; 

b)  verfährt die Union im Einklang mit den Schlussfolgerungen des Rates vom 19. März 2012 zu der Mitteilung der 
Kommission über die externe Dimension der Gemeinsamen Fischereipolitik; 

c)  fördert die Union Standpunkte, die mit den einschlägigen Vorschriften regionaler Fischereiorganisationen 
übereinstimmen. 

(3)  Ist vorgesehen, einen Beschluss über Änderungen des Protokolls gemäß Nummer 1 in einer Sitzung des Gemischten 
Ausschusses zu fassen, so werden die notwendigen Schritte unternommen, damit der im Namen der Union zu 
vertretende Standpunkt den jüngsten statistischen, biologischen und anderen einschlägigen Informationen, die der 
Kommission übermittelt wurden, Rechnung trägt. 

Zu diesem Zweck übermitteln die Kommissionsdienststellen auf der Grundlage der genannten Informationen dem 
Rat oder seinen Vorbereitungsgremien ausreichend rechtzeitig vor der betreffenden Sitzung des Gemischten 
Ausschusses zwecks Prüfung und Genehmigung ein Dokument, das die spezifischen Elemente des vorgeschlagenen 
Standpunkts der Union im Einzelnen darlegt. 

Bei Fragen gemäß Nummer 1 Buchstabe a ist für die Genehmigung des vorgesehenen Standpunkts der Union durch 
den Rat die qualifizierte Mehrheit erforderlich. In den anderen Fällen gilt der in dem vorbereitenden Dokument 
vorgesehene Standpunkt der Union als genehmigt, es sei denn, eine der Sperrminorität gleichwertige Anzahl von 
Mitgliedstaaten lehnt ihn in einer Sitzung des betreffenden Vorbereitungsgremiums des Rates oder innerhalb von 
20 Tagen nach Erhalt des vorbereitenden Dokuments — je nachdem, welches von beidem früher eintritt — ab. Im 
Falle einer solchen Ablehnung wird die Angelegenheit an den Rat verwiesen. 

Sollte in weiteren Sitzungen, auch vor Ort, keine Einigung dahin gehend erzielt werden können, dass der Standpunkt 
der Union neuen Elementen Rechnung trägt, so wird die Angelegenheit an den Rat oder seine Vorbereitungsgremien 
verwiesen. 

(4)  Die Kommission wird aufgefordert, rechtzeitig alle Schritte zu unternehmen, die als Folgemaßnahmen zu dem 
Beschluss des Gemischten Ausschusses notwendig sind, gegebenenfalls auch die Veröffentlichung des betreffenden 
Beschlusses im Amtsblatt der Europäischen Union und die Vorlage aller für die Durchführung dieses Beschlusses 
erforderlichen Vorschläge.  
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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/871 DER KOMMISSION 

vom 1. Juni 2016 

zur Nichterneuerung der Genehmigung des Wirkstoffs Amitrol gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 

Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 
91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 1 und Artikel 78 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Richtlinie 2001/21/EG der Kommission (2) wurde Amitrol als Wirkstoff in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates (3) aufgenommen. 

(2)  Wirkstoffe, die in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen wurden, gelten als gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 genehmigt und sind in Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 der Kommission (4) aufgeführt. 

(3)  Die Genehmigung für den Wirkstoff Amitrol gemäß Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 läuft am 30. Juni 2016 aus. 

(4)  Es wurde ein Antrag auf erneute Aufnahme von Amitrol in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG gemäß 
Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 der Kommission (5) innerhalb der in diesem Artikel festgesetzten 
Frist gestellt. 

(5)  Der Antragsteller hat die gemäß Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 erforderlichen ergänzenden 
Unterlagen vorgelegt. Der berichterstattende Mitgliedstaat hat den Antrag für vollständig befunden. 

(6)  Der berichterstattende Mitgliedstaat hat in Absprache mit dem mitberichterstattenden Mitgliedstaat einen 
Bewertungsbericht im Hinblick auf die erneute Aufnahme erstellt und ihn am 2. April 2014 der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) und der Kommission vorgelegt. 
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(1) ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1. 
(2) Richtlinie 2001/21/EG der Kommission vom 5. März 2001 zur Änderung von Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das 

Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufnahme der Wirkstoffe Amitrol, Diquat, Pyridat und Thiabendazol (ABl. L 69 
vom 10.3.2001, S. 17). 

(3) Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 230 vom 19.8.1991, 
S. 1). 

(4) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe (ABl. L 153 vom 11.6.2011, 
S. 1). 

(5) Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 der Kommission vom 7. Dezember 2010 zur Festlegung des Verfahrens für die erneute Aufnahme einer 
zweiten Gruppe von Wirkstoffen in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates und zur Erstellung der Liste dieser Wirkstoffe 
(ABl. L 322 vom 8.12.2010, S. 10). 



(7)  Die Behörde hat den Bewertungsbericht im Hinblick auf die erneute Aufnahme dem Antragsteller und den 
Mitgliedstaaten zur Stellungnahme vorgelegt und die eingegangenen Stellungnahmen an die Kommission 
weitergeleitet. Die Behörde hat außerdem die ergänzenden Unterlagen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 

(8)  Am 19. Juni 2014 hat die Behörde der Kommission ihre Schlussfolgerungen (1) zu der Frage übermittelt, ob 
angenommen werden kann, dass Amitrol den Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 genügt. Die Behörde kam zu dem Schluss, dass die bewerteten repräsentativen 
Verwendungszwecke durch einen relevanten Metaboliten von Amitrol sehr wahrscheinlich zu einer Grundwasse­
rexposition über dem parametrischen Trinkwassergrenzwert von 0,1 μg/L in Situationen führen, die in allen 
einschlägigen Grundwasserszenarien vertreten sind. Zudem wurde ein hohes Risiko für Anwender, Arbeiter und 
Umstehende durch die Verwendung von Amitrol festgestellt. 

(9)  Auf Grundlage dieser festgestellten Risiken konnte nicht nachgewiesen werden, dass in Bezug auf einen oder 
mehrere repräsentative Verwendungszwecke mindestens eines Pflanzenschutzmittels die Genehmigungskriterien 
gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt sind. Daher sollte die Genehmigung für Amitrol 
gemäß Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht erneuert werden. 

(10)  Darüber hinaus ist Amitrol gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (2) als reproduktionstoxisch (Kategorie 2) eingestuft und wirkt toxisch auf endokrine Organe. Aus diesem 
Grund und unter Berücksichtigung der Schlussfolgerung der Behörde sollte Amitrol als Stoff mit endokrin­
schädlichen Eigenschaften gemäß den Übergangsbestimmungen in Anhang II Nummer 3.6.5 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 betrachtet werden. Angesichts der Tatsache, dass die festgestellten Risiken gemäß 
Erwägungsgrund 8 die Genehmigung von Amitrol ausschließen, war es jedoch nicht angezeigt zu prüfen, ob die 
Exposition gegenüber Amitrol unter realistisch anzunehmenden Verwendungsbedingungen vernachlässigbar ist. 
Daher konnte nicht festgestellt werden, ob Amitrol die Genehmigungskriterien in Bezug auf die endokrinschä­
digenden Eigenschaften gemäß Anhang II Nummer 3.6.5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt. 

(11)  Laut der Schlussfolgerung der Behörde wurde im Peer Review vorgeschlagen, Amitrol als reproduktionstoxischen 
Stoff der Kategorie 1B einzustufen. 

(12)  Angesichts der in Erwägungsgrund 8 dargelegten Bedenken kommt die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 4 
Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht zur Anwendung. Die Anwendung dieser Ausnahmeregelung 
ist auch mit der Begründung ausgeschlossen, dass nicht nachgewiesen worden ist, dass eines der Kriterien gemäß 
Anhang II Nummern 3.6.3, 3.6.4, 3.6.5 oder 3.8.2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht erfüllt ist. 

(13)  Die Kommission forderte den Antragsteller auf, zu der Schlussfolgerung der Behörde und gemäß Artikel 17 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 zum Entwurf des Überprüfungsberichts Stellung zu nehmen. Die 
daraufhin vom Antragsteller vorgelegte Stellungnahme wurde eingehend geprüft. 

(14)  Die Bedenken in Bezug auf den Stoff konnten jedoch trotz der vom Antragsteller vorgebrachten Argumente nicht 
ausgeräumt werden. 

(15) Den Mitgliedstaaten sollte ausreichend Zeit für den Widerruf der Zulassungen für Amitrol enthaltende Pflanzen­
schutzmittel eingeräumt werden. 

(16)  Gewährt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 eine Aufbrauchfrist für Amitrol 
enthaltende Pflanzenschutzmittel, so sollte diese Frist spätestens am 30. September 2017 enden. 

(17)  Die vorliegende Verordnung steht der Einreichung eines neuen Antrags auf Genehmigung von Amitrol gemäß 
Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht entgegen. 

(18)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 
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(1) EFSA (Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit), 2014. Conclusion on the peer review of the pesticide risk assessment of the 
active substance amitrole. EFSA Journal 2014;12(7):3742, 84 S., doi:10.2903/j.efsa.2014.3742. 

(2) Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 
1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1). 



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nichterneuerung der Genehmigung eines Wirkstoffs 

Die Genehmigung für den Wirkstoff Amitrol wird nicht erneuert. 

Artikel 2 

Übergangsmaßnahmen 

Die Mitgliedstaaten widerrufen bis zum 30. September 2016 die Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Amitrol als 
Wirkstoff enthalten. 

Artikel 3 

Aufbrauchfrist 

Etwaige Aufbrauchfristen, die die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 einräumen, 
müssen so kurz wie möglich sein und enden spätestens am 30. September 2017. 

Artikel 4 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

In Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird Zeile 14 zu Amitrol gestrichen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2016 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/872 DER KOMMISSION 

vom 1. Juni 2016 

zur Nichterneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff Isoproturon gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 

Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 
91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 1 und Artikel 78 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Richtlinie 2002/18/EG der Kommission (2) wurde der Wirkstoff Isoproturon in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates (3) aufgenommen. 

(2)  Wirkstoffe, die in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen wurden, gelten als gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 genehmigt und sind in Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 der Kommission (4) aufgeführt. 

(3)  Die Genehmigung des Wirkstoffs Isoproturon gemäß Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 läuft am 30. Juni 2016 aus. 

(4)  Es wurde ein Antrag auf erneute Aufnahme von Isoproturon in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG gemäß 
Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 der Kommission (5) innerhalb der in diesem Artikel festgesetzten 
Frist gestellt. 

(5)  Der Antragsteller hat die gemäß Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 erforderlichen ergänzenden 
Unterlagen vorgelegt. Der berichterstattende Mitgliedstaat hat den Antrag für vollständig befunden. 

(6)  Der berichterstattende Mitgliedstaat hat in Absprache mit dem mitberichterstattenden Mitgliedstaat einen 
Bewertungsbericht im Hinblick auf die erneute Aufnahme erstellt und ihn am 28. Februar 2014 der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) und der Kommission vorgelegt. 

(7)  Die Behörde hat den Bewertungsbericht im Hinblick auf die erneute Aufnahme dem Antragsteller und den 
Mitgliedstaaten zur Stellungnahme vorgelegt und die eingegangenen Stellungnahmen an die Kommission 
weitergeleitet. Die Behörde hat außerdem die ergänzenden Unterlagen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 

2.6.2016 L 145/7 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1. 
(2) Richtlinie 2002/18/EG der Kommission vom 22. Februar 2002 zur Änderung des Anhangs I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über 

das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln zur Aufnahme des Wirkstoffs Isoproturon (ABl. L 55 vom 26.2.2002, S. 29). 
(3) Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 230 vom 19.8.1991, 

S. 1). 
(4) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) 

Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe (ABl. L 153 vom 11.6.2011, 
S. 1). 

(5) Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 der Kommission vom 7. Dezember 2010 zur Festlegung des Verfahrens für die erneute Aufnahme einer 
zweiten Gruppe von Wirkstoffen in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates und zur Erstellung der Liste dieser Wirkstoffe 
(ABl. L 322 vom 8.12.2010, S. 10). 



(8)  Am 5. August 2015 hat die Behörde der Kommission ihre Schlussfolgerungen (1) dazu übermittelt, ob davon 
ausgegangen werden kann, dass Isoproturon die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 erfüllt. Die Behörde kam zu dem Schluss, dass die bewerteten repräsentativen 
Verwendungszwecke aufgrund der relevanten Metaboliten von Isoproturon sehr wahrscheinlich zu einer 
Grundwasserexposition über dem parametrischen Grenzwert für Trinkwasser von 0,1 μg/L in Situationen führen, 
die in allen einschlägigen Grundwasserszenarien vertreten sind. Außerdem wurde für Isoproturon ein hohes 
Langzeitrisiko für Vögel und wild lebende Säugetiere sowie ein hohes Risiko für aquatische Organismen ermittelt. 

(9)  Auf Grundlage dieser ermittelten Risiken konnte nicht nachgewiesen werden, dass in Bezug auf einen oder 
mehrere repräsentative Verwendungszwecke mindestens eines Pflanzenschutzmittels die Genehmigungskriterien 
gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt sind. Daher sollte die Genehmigung für Isoproturon 
gemäß Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht erneuert werden. 

(10)  Darüber hinaus ist Isoproturon als „karzinogen“ (Kategorie 2) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (2) eingestuft, und laut der Schlussfolgerung der Behörde wurde im Peer 
Review vorgeschlagen, Isoproturon als „reproduktionstoxisch“ (Kategorie 2) einzustufen. 

(11)  Angesichts der in Erwägungsgrund 8 dargelegten Bedenken kommt die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 4 
Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht zur Anwendung. Die Anwendung dieser Ausnahmeregelung 
ist auch mit der Begründung ausgeschlossen, dass nicht nachgewiesen worden ist, dass eines der Kriterien gemäß 
Anhang II Nummern 3.6.3, 3.6.4, 3.6.5 oder 3.8.2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht erfüllt ist. 

(12)  Die Kommission forderte den Antragsteller auf, zu der Schlussfolgerung der Behörde und gemäß Artikel 17 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 zum Entwurf des Überprüfungsberichts Stellung zu nehmen. Die 
daraufhin vom Antragsteller vorgelegte Stellungnahme wurde eingehend geprüft. 

(13)  Die Bedenken in Bezug auf den Stoff konnten jedoch trotz der vom Antragsteller vorgebrachten Argumente nicht 
ausgeräumt werden. 

(14)  Den Mitgliedstaaten sollte ausreichend Zeit für den Widerruf der Zulassungen für Isoproturon enthaltende 
Pflanzenschutzmittel eingeräumt werden. 

(15)  Gewährt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 eine Aufbrauchfrist für 
Isoproturon enthaltende Pflanzenschutzmittel, so sollte diese Frist spätestens am 30. September 2017 enden. 

(16)  Die vorliegende Verordnung steht der Einreichung eines neuen Antrags auf Genehmigung von Isoproturon gemäß 
Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht entgegen. 

(17)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nichterneuerung der Genehmigung eines Wirkstoffs 

Die Genehmigung für den Wirkstoff Isoproturon wird nicht erneuert. 
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Artikel 2 

Übergangsmaßnahmen 

Die Mitgliedstaaten widerrufen bis 30. September 2016 die Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Isoproturon als 
Wirkstoff enthalten. 

Artikel 3 

Aufbrauchfrist 

Etwaige Aufbrauchfristen, die die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 einräumen, 
müssen so kurz wie möglich sein und enden spätestens am 30. September 2017. 

Artikel 4 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

In Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird Zeile 28 zu Isoproturon gestrichen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2016 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/873 DER KOMMISSION 

vom 1. Juni 2016 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 zur Anerkennung pflanzengesundheitlich 
besonders gefährdeter Schutzgebiete innerhalb der Gemeinschaft 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft 
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1), insbesondere 
auf Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe h, 

gestützt auf die Anträge Finnlands, Griechenlands, Irlands, Italiens, Maltas, Portugals, der Slowakei, Spaniens und des 
Vereinigten Königreichs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 der Kommission (2) wurden einige Mitgliedstaaten und Teile von 
Mitgliedstaaten als Schutzgebiete in Bezug auf bestimmte Schadorganismen anerkannt. In einigen Fällen wurde die 
Anerkennung befristet erteilt, damit der betroffene Mitgliedstaat alle nötigen Informationen zum Nachweis dafür, 
dass der fragliche Schadorganismus in dem betreffenden Mitgliedstaat oder Gebiet nicht vorkommt, erbringen 
oder die Maßnahmen zur Tilgung des fraglichen Schadorganismus abschließen kann. Seitdem hat sich der 
pflanzengesundheitliche Status bestimmter Schutzgebiete in einigen Mitgliedstaaten erheblich verändert. 

(2)  Einige Gemeinden in der portugiesischen Region Ribatejo e Oeste wurden als Schutzgebiete im Hinblick auf 
Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) anerkannt. Portugal hat Informationen vorgelegt, aus denen 
hervorgeht, dass Bemisia tabaci (europäische Populationen) nunmehr in diesen Gemeinden vorkommt. Diese 
Gemeinden sollten daher nicht länger als Schutzgebiete im Hinblick auf Bemisia tabaci (europäische Populationen) 
anerkannt werden. 

(3)  Das Hoheitsgebiet Griechenlands war bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiet im Hinblick auf Dendroctonus 
micans Kugelan, Gilpinia hercyniae (Hartig), Gonipterus scutellatus Gyll., Ips amitinus Eichhof, Ips cembrae Heer und Ips 
duplicatus Sahlberg anerkannt. Den von Griechenland übermittelten weiteren Informationen zufolge ist das 
griechische Hoheitsgebiet weiterhin frei von diesen Schadorganismen. Daher sollte Griechenland unbefristet als 
Schutzgebiet im Hinblick auf diese Schadorganismen anerkannt werden. 

(4)  Die Hoheitsgebiete Irlands und des Vereinigten Königreichs waren bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiete im 
Hinblick auf Dryocosmus kuriphilus Yasumatsu anerkannt. Den von Irland und vom Vereinigten Königreich 
übermittelten weiteren Informationen zufolge sind ihre Hoheitsgebiete weiterhin frei von diesem 
Schadorganismus. Daher sollten Irland und das Vereinigte Königreich unbefristet als Schutzgebiete im Hinblick 
auf diesen Schadorganismus anerkannt werden. 

(5)  Das Hoheitsgebiet Portugals war bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiet im Hinblick auf Dryocosmus kuriphilus 
Yasumatsu anerkannt. Portugal hat Informationen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass Dryocosmus kuriphilus 
nunmehr in seinem Hoheitsgebiet vorkommt. Daher sollte Portugal nicht länger als Schutzgebiet im Hinblick auf 
Dryocosmus kuriphilus anerkannt werden. 

(6)  Portugal hat die Anerkennung der Azoren als Schutzgebiet im Hinblick auf Globodera pallida (Stone) Behrens und 
Globodera rostochiensis (Wollenweber) Behrens beantragt. Auf der Grundlage von Untersuchungen, die seit 2006 
durchgeführt wurden, hat Portugal Nachweise darüber erbracht, dass diese Schadorganismen auf den Azoren 
trotz für sie günstiger Lebensbedingungen nicht vorkommen. Es bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen, die 
weiterhin von Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission überwacht werden sollten. Daher sollten die 
Azoren nur bis zum 30. April 2018 als Schutzgebiet im Hinblick auf Globodera pallida und Globodera rostochiensis 
anerkannt werden. 
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(7)  Irland, Malta und das Vereinigte Königreich haben die Anerkennung ihrer Hoheitsgebiete als Schutzgebiete im 
Hinblick auf Paysandisia archon (Burmeister) beantragt. Auf der Grundlage von Untersuchungen, die seit 2007 
durchgeführt wurden, haben Irland, Malta und das Vereinigte Königreich Nachweise darüber erbracht, dass dieser 
Schadorganismus in ihren Hoheitsgebieten trotz für ihn günstiger Lebensbedingungen nicht vorkommt. Es bedarf 
jedoch noch weiterer Untersuchungen, die weiterhin von Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission 
überwacht werden sollten. Daher sollten Irland, Malta und das Vereinigte Königreich nur bis zum 30. April 2018 
als Schutzgebiete im Hinblick auf Paysandisia archon anerkannt werden. 

(8)  Irland und das Vereinigte Königreich haben die Anerkennung ihrer Hoheitsgebiete als Schutzgebiete im Hinblick 
auf Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) beantragt. Auf der Grundlage von Untersuchungen, die seit 2007 
durchgeführt wurden, haben Irland und das Vereinigte Königreich Nachweise darüber erbracht, dass dieser 
Schadorganismus in ihren Hoheitsgebieten trotz für ihn günstiger Lebensbedingungen nicht vorkommt. Es bedarf 
jedoch noch weiterer Untersuchungen, die weiterhin von Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission 
überwacht werden sollten. Daher sollten Irland und das Vereinigte Königreich nur bis zum 30. April 2018 als 
Schutzgebiete im Hinblick auf Rhynchophorus ferrugineus anerkannt werden. 

(9)  Portugal hat die Anerkennung der Azoren als Schutzgebiet im Hinblick auf Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) 
beantragt. Auf der Grundlage von Untersuchungen, die seit 2007 durchgeführt wurden, hat Portugal Nachweise 
darüber erbracht, dass dieser Schadorganismus auf den Azoren trotz für ihn günstiger Lebensbedingungen nicht 
vorkommt. Es bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen, die weiterhin von Sachverständigen unter Aufsicht 
der Kommission überwacht werden sollten. Daher sollten die Azoren nur bis zum 30. April 2018 als 
Schutzgebiet im Hinblick auf Rhynchophorus ferrugineus anerkannt werden. 

(10)  Das Vereinigte Königreich hat die Anerkennung seines Hoheitsgebiets als Schutzgebiet im Hinblick auf 
Thaumetopoea pityocampa Denis & Schiffermüller beantragt. Auf der Grundlage von Untersuchungen, die seit 2013 
durchgeführt wurden, hat das Vereinigte Königreich Nachweise darüber erbracht, dass dieser Schadorganismus in 
seinem Hoheitsgebiet trotz für ihn günstiger Lebensbedingungen nicht vorkommt. Es bedarf jedoch noch weiterer 
Untersuchungen, die weiterhin von Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission überwacht werden sollten. 
Daher sollte das Hoheitsgebiet des Vereinigten Königreichs nur bis zum 30. April 2018 als Schutzgebiet im 
Hinblick auf Thaumetopoea pityocampa anerkannt werden. 

(11)  Das Hoheitsgebiet Irlands war bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiet im Hinblick auf Thaumetopoea 
processionea L. anerkannt. Den von Irland übermittelten weiteren Informationen zufolge ist sein Hoheitsgebiet 
weiterhin frei von diesem Schadorganismus. Daher sollte Irland unbefristet als Schutzgebiet im Hinblick auf 
diesen Schadorganismus anerkannt werden. 

(12)  Das Hoheitsgebiet des Vereinigten Königreichs, mit Ausnahme einiger Gebietskörperschaften, war bis zum 
30. April 2016 als Schutzgebiet im Hinblick auf Thaumetopoea processionea L. anerkannt. Das Vereinigte 
Königreich hat Informationen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass Thaumetopoea processionea nunmehr in den 
Gebietskörperschaften Guildford und Woking vorkommt. Diese Gebiete sollten daher nicht länger als Teil des 
Schutzgebiets des Vereinigten Königreichs anerkannt werden. Aus den vorgelegten Informationen geht außerdem 
hervor, dass das übrige Hoheitsgebiet des Vereinigten Königreichs, das als Schutzgebiet im Hinblick auf 
Thaumetopoea processionea anerkannt wurde, weiterhin frei von diesem Schadorganismus ist. Es bedarf jedoch noch 
weiterer Untersuchungen, die weiterhin von Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission überwacht werden 
sollten. Daher sollte das Vereinigte Königreich, mit Ausnahme bestimmter Gebietskörperschaften einschließlich 
Guildford und Woking, nur bis zum 30. April 2018 als Schutzgebiet im Hinblick auf Thaumetopoea processionea 
anerkannt werden. 

(13)  Das Vereinigte Königreich hat die Anerkennung seines Hoheitsgebiets als Schutzgebiet im Hinblick auf „Candidatus 
Phytoplasma ulmi“ beantragt. Auf der Grundlage von Untersuchungen, die seit 2013 durchgeführt wurden, hat 
das Vereinigte Königreich Nachweise darüber erbracht, dass dieser Schadorganismus in seinem Hoheitsgebiet trotz 
für ihn günstiger Lebensbedingungen nicht vorkommt. Es bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen, die 
weiterhin von Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission überwacht werden sollten. Daher sollte das 
Vereinigte Königreich nur bis zum 30. April 2018 als Schutzgebiet im Hinblick auf „Candidatus Phytoplasma 
ulmi“ anerkannt werden. 

(14)  Das Hoheitsgebiet Portugals wurde als Schutzgebiet im Hinblick auf Curtobacterium flaccumfaciens pv. flaccumfaciens 
(Hedges) Col. anerkannt. Da die portugiesische Saatguterzeugung von Phaseolus vulgaris und Dolichos (den 
relevanten Wirtspflanzen) inzwischen vernachlässigbar ist, hat Portugal die Aufhebung seines Status als 
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Schutzgebiet im Hinblick auf Curtobacterium flaccumfaciens pv. flaccumfaciens (Hedges) Col. beantragt. Daher sollte 
Portugal nicht länger als Schutzgebiet im Hinblick auf Curtobacterium flaccumfaciens pv. flaccumfaciens (Hedges) Col. 
anerkannt werden. 

(15)  Das Hoheitsgebiet Spaniens, mit Ausnahme bestimmter Teile davon, wurde als Schutzgebiet im Hinblick auf 
Erwinia amylovora (Burr.) Winsl. et al. anerkannt. Spanien hat für die Autonome Gemeinschaft Madrid aufgrund 
mangelnden wirtschaftlichen Interesses die Aufhebung des Status als Schutzgebiet beantragt. Die Autonome 
Gemeinschaft Madrid sollte daher nicht länger als Teil des spanischen Schutzgebiets im Hinblick auf Erwinia 
amylovora anerkannt werden. 

(16)  Des Weiteren hat Spanien Informationen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass Erwinia amylovora nunmehr in der 
Autonomen Gemeinschaft Andalusien sowie in den Landkreisen (Comarcas) Segrià, Noguera, Pla d'Urgell, 
Garrigues und Urgell in der Provinz Lleida (Autonome Gemeinschaft Katalonien) vorkommt. Die im Zeitraum 
2013-2015 durchgeführten Maßnahmen zur Tilgung des genannten Schadorganismus haben sich als unwirksam 
erwiesen. Die Autonome Gemeinschaft Andalusien sowie die Landkreise (Comarcas) Segrià, Noguera, Pla d'Urgell, 
Garrigues und Urgell in der Provinz Lleida (Autonome Gemeinschaft Katalonien) sollten daher nicht länger als 
Teil des spanischen Schutzgebiets im Hinblick auf Erwinia amylovora anerkannt werden. 

(17)  Bestimmte Teile des Hoheitsgebiets Italiens wurden als Schutzgebiete im Hinblick auf Erwinia amylovora (Burr.) 
Winsl. et al. anerkannt. Italien hat Informationen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass Erwinia amylovora 
nunmehr in den Gemeinden Busca, Centallo und Tarantasca in der Provinz Cuneo (Region Piemont) vorkommt. 
Die Gemeinden Busca, Centallo und Tarantasca in der Provinz Cuneo (Region Piemont) sollten daher nicht länger 
als Teil des italienischen Schutzgebiets im Hinblick auf Erwinia amylovora anerkannt werden. 

(18)  Das Hoheitsgebiet Nordirlands wurde als Teil des Schutzgebiets des Vereinigten Königreichs im Hinblick auf 
Erwinia amylovora (Burr.) Winsl. et al. anerkannt. Das Vereinigte Königreich hat Informationen vorgelegt, aus denen 
hervorgeht, dass Erwinia amylovora nunmehr in den Townlands Ballinran Upper, Carrigenagh Upper, Ballinran und 
Carrigenagh im County Down sowie im Wahlgebiet Dunmurry Cross in Belfast, County Antrim, Nordirland 
vorkommt. Die Townlands Ballinran Upper, Carrigenagh Upper, Ballinran und Carrigenagh im County Down 
sowie das Wahlgebiet Dunmurry Cross in Belfast, County Antrim, Nordirland sollten daher nicht länger als Teil 
des Schutzgebiets des Vereinigten Königreichs im Hinblick auf Erwinia amylovora anerkannt werden. 

(19)  Bestimmte Teile des Hoheitsgebiets Italiens waren bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiete im Hinblick auf 
Erwinia amylovora (Burr.) Winsl. et al. anerkannt. Italien hat Informationen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass 
Erwinia amylovora nunmehr in den Provinzen Mailand und Varese (Region Lombardei) vorkommt. Diese Provinzen 
sollten daher nicht länger als Teil des italienischen Schutzgebiets anerkannt werden. Aus den vorgelegten 
Informationen geht außerdem hervor, dass das übrige Hoheitsgebiet Italiens, das bis zum 30. April 2016 als 
Schutzgebiet im Hinblick auf Erwinia amylovora anerkannt war, weiterhin frei von diesem Schadorganismus ist. Es 
bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen, die weiterhin von Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission 
überwacht werden sollten. Daher sollte das Hoheitsgebiet Italiens, mit Ausnahme bestimmter Provinzen 
einschließlich Mailand und Varese in der Lombardei, nur bis zum 30. April 2018 als Schutzgebiet im Hinblick 
auf Erwinia amylovora anerkannt werden. 

(20)  Das Hoheitsgebiet der Slowakei, mit Ausnahme einiger Gemeinden in bestimmten Bezirken, war bis zum 
30. April 2016 als Schutzgebiet im Hinblick auf Erwinia amylovora (Burr.) Winsl. et al. anerkannt. Die Slowakei hat 
Informationen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass Erwinia amylovora nunmehr im gesamten Bezirk Dunajská 
Streda vorkommt. Aus diesen Informationen geht außerdem hervor, dass das übrige Hoheitsgebiet der Slowakei, 
das bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiet im Hinblick auf Erwinia amylovora anerkannt war, weiterhin frei von 
diesem Schadorganismus ist. Es bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen, die weiterhin von Sachverständigen 
unter Aufsicht der Kommission überwacht werden sollten. Daher sollte das Hoheitsgebiet der Slowakei, mit 
Ausnahme einiger Gemeinden in bestimmten Bezirken einschließlich des Bezirks Dunajská Streda, nur bis zum 
30. April 2018 als Schutzgebiet im Hinblick auf Erwinia amylovora anerkannt werden. 

(21)  Das Vereinigte Königreich hat die Anerkennung seines Hoheitsgebiets als Schutzgebiet im Hinblick auf 
Xanthomonas arboricola pv. pruni (Smith) Vauterin et al. beantragt. Auf der Grundlage von Untersuchungen, die seit 
2013 durchgeführt wurden, hat das Vereinigte Königreich Nachweise darüber erbracht, dass dieser 
Schadorganismus in Teilen seines Hoheitsgebiets, in denen Ausbrüche festgestellt worden waren, getilgt wurde 
oder Tilgungsmaßnahmen unterliegt und dass der genannte Schadorganismus im übrigen Hoheitsgebiet trotz für 
ihn günstiger Lebensbedingungen nicht vorkommt. Es bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen, die weiterhin 
von Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission überwacht werden sollten. Daher sollte das Hoheitsgebiet 
des Vereinigten Königreichs nur bis zum 30. April 2018 als Schutzgebiet im Hinblick auf Xanthomonas arboricola 
pv. pruni anerkannt werden. 
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(22)  Irland hat die Anerkennung seines Hoheitsgebiets als Schutzgebiet im Hinblick auf Ceratocystis platani (J.M. Walter) 
Engelbr. & T.C. Harr. beantragt. Auf der Grundlage von Untersuchungen, die seit 2013 durchgeführt wurden, hat 
Irland Nachweise darüber erbracht, dass dieser Schadorganismus in seinem Hoheitsgebiet trotz für ihn günstiger 
Lebensbedingungen nicht vorkommt. Es bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen, die weiterhin von 
Sachverständigen unter Aufsicht der Kommission überwacht werden sollten. Daher sollte Irland nur bis zum 
30. April 2018 als Schutzgebiet im Hinblick auf Ceratocystis platani anerkannt werden. 

(23)  Das Hoheitsgebiet des Vereinigten Königreichs war bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiet im Hinblick auf 
Ceratocystis platani (J.M. Walter) Engelbr. & T.C. Harr. anerkannt. Den vom Vereinigten Königreich übermittelten 
weiteren Informationen zufolge ist sein Hoheitsgebiet weiterhin frei von diesem Schadorganismus. Daher sollte 
das Vereinigte Königreich unbefristet als Schutzgebiet im Hinblick auf diesen Schadorganismus anerkannt werden. 

(24)  Das Hoheitsgebiet der Isle of Man im Vereinigten Königreich war bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiet im 
Hinblick auf Cryphonectria parasitica (Murill) Barr. anerkannt. Den vom Vereinigten Königreich übermittelten 
weiteren Informationen zufolge ist die Isle of Man weiterhin frei von diesem Schadorganismus. Daher sollte die 
Isle of Man im Vereinigten Königreich unbefristet als Schutzgebiet im Hinblick auf diesen Schadorganismus 
anerkannt werden. 

(25)  Das Hoheitsgebiet Finnlands wurde als Schutzgebiet im Hinblick auf die Bronzefleckenkrankheit der Tomate 
anerkannt. Finnland hat Informationen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass es die wiederholte Einschleppung 
der Bronzefleckenkrankheit der Tomate in sein Hoheitsgebiet nicht verhindern kann; das Land beantragt die 
Aufhebung seines Status als Schutzgebiet im Hinblick auf diesen Schadorganismus. Finnland sollte daher nicht 
länger als Schutzgebiet im Hinblick auf die Bronzefleckenkrankheit der Tomate anerkannt werden. 

(26)  Das Hoheitsgebiet Portugals mit Ausnahme einiger Gebiete wurde als Schutzgebiet im Hinblick auf das Citrus- 
tristeza-Virus (europäische Stämme) anerkannt. Portugal hat Informationen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass 
das Citrus-tristeza-Virus (europäische Stämme) nunmehr im Kreis Odemira im Alentejo vorkommt. Der Kreis 
Odemira im Alentejo sollte daher nicht länger als Schutzgebiet im Hinblick auf das Citrus-tristeza-Virus 
(europäische Stämme) anerkannt werden. 

(27)  Die italienischen Regionen Apulien und Sardinien wurden als Schutzgebiete im Hinblick auf den 
Schadorganismus Grapevine flavescence dorée MLO anerkannt. Den von Italien übermittelten weiteren 
Informationen zufolge sind die Regionen Apulien und Sardinien weiterhin frei von diesem Schadorganismus. 
Daher sollten die italienischen Regionen Apulien und Sardinien unbefristet als Schutzgebiete im Hinblick auf 
diesen Schadorganismus anerkannt werden. 

(28)  Aus Gründen der Klarheit sollte der gesamte Anhang der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 ersetzt werden. 

(29)  Die Verordnung (EG) Nr. 690/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(30)  Da bestimmte Gebiete gemäß der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 bis zum 30. April 2016 als Schutzgebiete 
anerkannt wurden, sollte die vorliegende Verordnung ab dem 1. Mai 2016 gelten, damit die rechtliche Kontinuität 
gewährleistet ist und Handelsstörungen vermieden werden. 

(31)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 
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Artikel 2 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Mai 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG I 

Gebiete innerhalb der Gemeinschaft, die hinsichtlich der nebenstehend genannten Schadorganismen als 
Schutzgebiete anerkannt werden 

Schadorganismen Schutzgebiete im Hoheitsgebiet von 

a) Insekten, Milben, Nematoden auf allen Entwicklungs­
stufen  

1.  Anthonomus grandis (Boh.) Griechenland, Spanien (Andalusien, Katalonien, Extrema­
dura, Murcia, Valencia) 

2.  Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) Irland, Portugal (Azoren, Beira Interior, Beira Litoral, Entre 
Douro e Minho und Trás-os-Montes), Finnland, Schweden, 
Vereinigtes Königreich 

3.  Cephalcia lariciphila (Klug.) Irland, Vereinigtes Königreich (Nordirland, Isle of Man und 
Jersey) 

3.1.  Daktulosphaira vitifoliae (Fitch) Zypern 

4.  Dendroctonus micans Kugelan Irland, Griechenland, Vereinigtes Königreich (Nordirland, 
Isle of Man und Jersey) 

4.1.  Dryocosmus kuriphilus Yasumatsu Irland, Vereinigtes Königreich 

5.  Gilpinia hercyniae (Hartig) Irland, Griechenland, Vereinigtes Königreich (Nordirland, 
Isle of Man und Jersey) 

6.  Globodera pallida (Stone) Behrens Lettland, Portugal (Azoren bis 30. April 2018), Slowenien, 
Slowakei, Finnland 

6.1. Globodera rostochiensis (Wollenweber) Beh­
rens 

Portugal (Azoren bis 30. April 2018) 

7.  Gonipterus scutellatus Gyll. Griechenland, Portugal (Azoren) 

8.  Ips amitinus Eichhof Irland, Griechenland, Vereinigtes Königreich 

9.  Ips cembrae Heer Irland, Griechenland, Vereinigtes Königreich (Nordirland 
und Isle of Man) 

10.  Ips duplicatus Sahlberg Irland, Griechenland, Vereinigtes Königreich 

11.  Ips sexdentatus Bőrner Irland, Zypern, Vereinigtes Königreich (Nordirland und Isle 
of Man) 

12.  Ips typographus Heer Irland, Vereinigtes Königreich 

13.  Leptinotarsa decemlineata Say Irland, Spanien (Ibiza und Menorca), Zypern, Malta, Portu­
gal (Azoren und Madeira), Finnland (Bezirke Åland, Häme, 
Kymi, Pirkanmaa, Satakunta, Turku, Uusimaa), Schweden 
(Grafschaften Blekinge, Gotland, Halland, Kalmar und 
Skåne), Vereinigtes Königreich 
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Schadorganismen Schutzgebiete im Hoheitsgebiet von 

14.  Liriomyza bryoniae (Kaltenbach) Irland, Vereinigtes Königreich (Nordirland) 

14.1.  Paysandisia archon (Burmeister) Irland (bis 30. April 2018), Malta (bis 30. April 2018), 
Vereinigtes Königreich (bis 30. April 2018) 

14.2.  Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) Irland (bis 30. April 2018), Portugal (Azoren bis 30. April 
2018), Vereinigtes Königreich (bis 30. April 2018) 

15.  Sternochetus mangiferae Fabricius Spanien (Granada und Málaga), Portugal (Alentejo, Algarve 
und Madeira) 

15.1. Thaumetopoea pityocampa Denis & Schiffer­
müller 

Vereinigtes Königreich (bis 30. April 2018) 

16.  Thaumetopoea processionea L. Irland, Vereinigtes Königreich (ausgenommen die Gebiets­
körperschaften Barnet, Brent, Bromley, Camden, City of 
London, City of Westminster, Croydon, Ealing, Elmbridge 
District, Epsom and Ewell District, Guildford, Hackney, 
Hammersmith & Fulham, Haringey, Harrow, Hillingdon, 
Hounslow, Islington, Kensington & Chelsea, Kingston upon 
Thames, Lambeth, Lewisham, Merton, Reading, Richmond 
Upon Thames, Runnymede District, Slough, South Oxford­
shire, Southwark, Spelthorne District, Sutton, Tower Ham­
lets, Wandsworth, West Berkshire und Woking) (bis 
30. April 2018) 

b)  Bakterien  

01.  „Candidatus Phytoplasma ulmi“ Vereinigtes Königreich (bis 30. April 2018) 

1.  Curtobacterium flaccumfaciens pv. flaccumfaciens 
(Hedges) Col. 

Griechenland, Spanien 

2.  Erwinia amylovora (Burrill) Winslow et al. — Estland, Spanien (ausgenommen die Autonomen Ge­
meinschaften Andalusien, Aragón, Castilla-La Mancha, 
Castilla y León, Extremadura, die Autonome Gemein­
schaft Madrid, Murcia, Navarra und La Rioja, die Pro­
vinz Guipuzcoa (Baskenland), die Comarcas Garrigues, 
Noguera, Pla d'Urgell, Segrià und Urgell in der Provinz 
Lleida (Autonome Gemeinschaft Katalonien) sowie die 
Gemeinden Alborache und Turís in der Provinz Valen­
cia und die Comarcas L'Alt Vinalopó und El Vinalopó 
Mitjà in der Provinz Alicante (Comunidad Valenciana)), 
Frankreich (Korsika), Italien (Abruzzen, Basilicata, Ka­
labrien, Kampanien, Latium, Ligurien, Marken, Molise, 
Piemont (ausgenommen die Gemeinden Busca, Centallo 
und Tarantasca in der Provinz Cuneo), Sardinien, Sizi­
lien, Toskana, Umbrien, Aostatal), Lettland, Portugal, 
Finnland, Vereinigtes Königreich (Nordirland (ausge­
nommen die Townlands Ballinran Upper, Carrigenagh 
Upper, Ballinran und Carrigenagh im County Down so­
wie das Wahlgebiet Dunmurry Cross in Belfast, County 
Antrim), Isle of Man, Kanalinseln),  
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Schadorganismen Schutzgebiete im Hoheitsgebiet von 

—  sowie, bis 30. April 2018, Irland (ausgenommen die 
Stadt Galway), Italien (Apulien, Emilia-Romagna (die 
Provinzen Parma und Piacenza), Lombardei (ausgenom­
men die Provinzen Mailand, Mantua, Sondrio und Va­
rese), Venetien (ausgenommen die Provinzen Rovigo 
und Venedig, die Gemeinden Barbona, Boara Pisani, 
Castelbaldo, Masi, Piacenza d'Adige, S. Urbano und Ves­
covana in der Provinz Padova und das Gebiet südlich 
der Fernstraße A4 in der Provinz Verona)), Litauen (aus­
genommen die Gemeinden Babtai und Kėdainiai (Re­
gion Kaunas)), Slowenien (ausgenommen die Regionen 
Gorenjska, Koroška, Maribor und Notranjska sowie die 
Gemeinden Lendava und Renče-Vogrsko (südlich der 
Fernstraße H4)), Slowakei (ausgenommen der Bezirk 
Dunajská Streda, Hronovce und Hronské Kľačany (Be­
zirk Levice), Dvory nad Žitavou (Bezirk Nové Zámky), 
Málinec (Bezirk Poltár), Hrhov (Bezirk Rožňava), Veľké 
Ripňany (Bezirk Topoľčany), Kazimír, Luhyňa, Malý 
Horeš, Svätuše und Zatín (Bezirk Trebišov))  

3.  Xanthomonas arboricola pv. pruni (Smith) Vauterin 
et al. 

Vereinigtes Königreich (bis 30. April 2018) 

c)  Pilze  

01.  Ceratocystis platani (J.M.Walter) Engelbr. & T.C. 
Harr. 

Irland (bis 30. April 2018), Vereinigtes Königreich 

02.  Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr. Tschechische Republik, Irland, Schweden, Vereinigtes Kö­
nigreich 

1.  Glomerella gossypii Edgerton Griechenland 

2.  Gremmeniella abietina Morelet Irland, Vereinigtes Königreich (Nordirland) 

3.  Hypoxylon mammatum (Wahlenberg) J. Miller Irland, Vereinigtes Königreich (Nordirland) 

d)  Viren und virusähnliche Organismen  

1.  Virus der Vergilbungskrankheit der Beta-Rübe Irland, Frankreich (Bretagne), Portugal (Azoren), Finnland, 
Vereinigtes Königreich (Nordirland) 

2.  Bronzefleckenkrankheit der Tomate Schweden 

3.  Citrus-tristeza-Virus (europäische Stämme) Griechenland (ausgenommen die regionalen Gebietseinhei­
ten Argolida und Chania), Malta, Portugal (ausgenommen 
die Algarve, Madeira und der Kreis Odemira im Alentejo) 

4.  Grapevine flavescence dorée MLO Tschechische Republik, Frankreich (Elsass, Champagne-Ard­
enne, Picardie (Département Aisne), Ile-de-France (Gemein­
den Citry, Nanteuil-sur-Marne und Saâcy-sur-Marne) und 
Lothringen), Italien (Apulien, Sardinien und Basilicata)“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/874 DER KOMMISSION 

vom 1. Juni 2016 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/943 über Sofortmaßnahmen zur 
Aussetzung der Einfuhr getrockneter Bohnen aus Nigeria 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur 
Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (1), insbesondere auf 
Artikel 53 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sind die allgemeinen Grundsätze für Lebensmittel im Allgemeinen und für 
die Lebensmittelsicherheit im Besonderen auf Unions- und einzelstaatlicher Ebene festgelegt. Die Verordnung sieht 
vor, dass die Kommission Sofortmaßnahmen ergreift, wenn davon auszugehen ist, dass ein aus einem Drittland 
eingeführtes Lebensmittel wahrscheinlich ein ernstes Risiko für die menschliche Gesundheit darstellt. 

(2)  Aufgrund zahlreicher Fälle von Kontaminierung mit dem unzulässigen Wirkstoff Dichlorvos, dessen Gehalte die 
von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit vorläufig festgelegte akute Referenzdosis bei Weitem 
übersteigen, wurde mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/943 der Kommission (2) die Einfuhr 
getrockneter Bohnen aus Nigeria verboten, die unter dem KN-Code 0713 39 00 angemeldet werden. In 
Erwartung der Umsetzung geeigneter Risikomanagementmaßnahmen durch Nigeria gilt das Verbot bis zum 
30. Juni 2016. 

(3)  Nach der Einführung des Einfuhrverbots sind im Schnellwarnsystem für Lebens- und Futtermittel Meldungen zu 
Kontaminierungen mit Dichlorvos von getrockneten Bohnen mit Ursprung in Nigeria eingegangen, die unter den 
KN-Codes 0713 35 00 und 0713 90 00 angemeldet wurden. Daher sollte der Anwendungsbereich des 
bestehenden Verbots um diese zusätzlichen zwei Codes erweitert werden. 

(4)  Das andauernde Vorhandensein von Dichlorvos in aus Nigeria eingeführten getrockneten Bohnen und der 
Umsetzungsgrad eines Aktionsplans Nigerias für den integrierten Pflanzenschutz und Höchstgehalte an 
Rückständen von Pestiziden lassen nicht den Schluss zu, dass die lebensmittelrechtlichen Anforderungen in Bezug 
auf Pestizidrückstände kurzfristig eingehalten werden können. 

(5)  Die Dauer des Einfuhrverbots sollte daher um weitere drei Jahre verlängert werden, damit Nigeria geeignete 
Risikomanagementmaßnahmen umsetzen und die erforderlichen Garantien bieten kann. 

(6)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Die Verordnung (EU) 2015/943 wird wie folgt geändert:  

(1) Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für alle getrockneten Bohnen mit Ursprung in Nigeria, die unter den KN-Codes 0713 35 00, 
0713 39 00 und 0713 90 00 angemeldet werden.“ 
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(2) Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt bis zum 30. Juni 2019.“ 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/875 DER KOMMISSION 

vom 1. Juni 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL  428,2 

MA  121,9 

TR  66,0 

ZZ  205,4 

0707 00 05 TR  99,6 

ZZ  99,6 

0709 93 10 TR  115,4 

ZZ  115,4 

0805 50 10 AR  165,4 

TR  75,0 

ZA  197,7 

ZZ  146,0 

0808 10 80 AR  114,5 

BR  113,4 

CL  133,8 

CN  90,2 

NZ  164,3 

PE  106,8 

US  192,9 

ZA  110,2 

ZZ  128,3 

0809 29 00 TR  582,3 

US  894,2 

ZZ  738,3 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/876 DER KOMMISSION 

vom 1. Juni 2016 

zur Festsetzung des Zuteilungskoeffizienten für die Mengen, für die im Rahmen der mit der 
Durchführungsverordnung (EU) 2015/2081 für bestimmtes Getreide mit Ursprung in der Ukraine 
eröffneten Zollkontingente vom 20. Mai 2016 bis zum 27. Mai 2016 Anträge auf Einfuhrlizenzen 

eingereicht wurden 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), insbesondere auf Artikel 188 
Absätze 1 und 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2081 der Kommission (2) wurden Einfuhrzollkontingente für 
bestimmtes Getreide mit Ursprung in der Ukraine eröffnet. 

(2)  Mit Artikel 1 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2081 wurde für den Zeitraum vom 1. Januar 
2016 bis zum 31. Dezember 2016 die Menge des Kontingents mit der laufenden Nummer 09.4306 auf 
950 000 Tonnen festgesetzt. 

(3)  Die Anträge auf Einfuhrlizenzen, die ab dem 20. Mai 2016, 13.00 Uhr Brüsseler Ortszeit, bis zum 27. Mai 2016, 
13.00 Uhr Brüsseler Ortszeit, für das Kontingent mit der laufenden Nummer 09.4306 eingereicht wurden, 
beziehen sich auf Mengen, die die verfügbaren Mengen übersteigen. Es ist daher zu bestimmen, in welchem 
Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden können, indem der auf die beantragte Menge des betreffenden 
Kontingents anzuwendende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird, der gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1301/2006 der Kommission (3) berechnet wird. 

(4)  Außerdem sollten für das Kontingent mit der laufenden Nummer 09.4306 gemäß der Durchführungsverordnung 
(EU) 2015/2081 für den laufenden Kontingentszeitraum keine Einfuhrlizenzen mehr erteilt werden. 

(5)  Um die Wirksamkeit der Maßnahme zu gewährleisten, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Auf die Mengen, für die im Rahmen des Kontingents gemäß dem Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/2081 mit der Nummer 09.4306 ab dem 20. Mai 2016, 13.00 Uhr Brüsseler Ortszeit, bis zum 27. Mai 2016, 
13.00 Uhr Brüsseler Ortszeit, Anträge auf Einfuhrlizenzen eingereicht wurden, wird ein Zuteilungskoeffizient von 
49,812221 % für die im Rahmen des Zollkontingents mit der laufenden Nummer 09.4306 eingereichten Anträge 
angewendet. 

2. Die Einreichung neuer Anträge auf Einfuhrlizenzen für das Kontingent gemäß dem Anhang der Durchführungs­
verordnung (EU) 2015/2081 mit der laufenden Nummer 09.4306 wird ab dem 27. Mai 2016, 13.00 Uhr Brüsseler 
Ortszeit, für den laufenden Kontingentszeitraum ausgesetzt. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2016/877 DES RATES 

vom 23. Mai 2016 

über den im Namen der Europäischen Union in dem mit dem Assoziierungsabkommen 
zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau andererseits eingesetzten Unterausschuss 
„Gesundheitspolizeiliche und Pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ zu vertretenden Standpunkt 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 4 
Unterabsatz 1 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Artikel 464 Absätze 3 und 4 des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau andererseits (1) 
(im Folgenden „Abkommen“) sieht die vorläufige Anwendung der von der Union genannten Teile des 
Abkommens vor. 

(2)  In Artikel 3 des Beschlusses 2014/492/EU des Rates (2) ist festgelegt, welche Bestimmungen des Abkommens 
vorläufig angewandt werden, darunter die Bestimmungen über die gesundheitspolizeilichen, pflanzenschutz­
rechtlichen und tierschutzrechtlichen Maßnahmen sowie die Einsetzung und Arbeitsweise des Unterausschusses 
„Gesundheitspolizeiliche und Pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ und die damit zusammenhängenden 
Anhänge XVII bis XXV des Abkommens. Nach Artikel 464 Absatz 4 des Abkommens ist die vorläufige 
Anwendung dieser Bestimmungen seit dem 1. September 2014 wirksam. 

(3)  Artikel 181 Absatz 1 des Abkommens sieht vor, dass die Republik Moldau ihre gesundheitspolizeilichen, 
pflanzenschutz- und tierschutzrechtlichen Vorschriften schrittweise an die der Union annähert, wie in 
Anhang XXIV des Abkommens vorgesehen. 

(4)  Nach Artikel 181 Absatz 4 des Abkommens ist die Republik Moldau verpflichtet, spätestens drei Monate nach 
Inkrafttreten des Abkommens eine Liste des gesundheitspolizeilichen, pflanzenschutz- und tierschutzrechtlichen 
Besitzstands der Union vorzulegen, an den sie ihre eigene Gesetzgebung anzunähern beabsichtigt (im Folgenden 
„Liste“). Diese Liste dient als Referenzdokument für die Umsetzung von Titel V (Handel und Handelsfragen) 
Kapitel 4 (Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen) des Abkommens und ist 
Anhang XXIV des Abkommens gemäß Artikel 181 Absatz 5 des Abkommens hinzuzufügen. Anhang XXIV-B des 
Abkommens ist dementsprechend nach Maßgabe des Artikels 191 Absatz 2 Buchstabe d des Abkommens durch 
einen Beschluss des Unterausschusses „Gesundheitspolizeiliche und Pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ zu 
ändern. 

(5)  Die Republik Moldau hat die Liste vorgelegt und im Benehmen mit der Kommission im Juli 2015 endgültig 
fertiggestellt. 

(6) Es ist daher angezeigt, den Standpunkt festzulegen, der im Namen der Union im Unterausschuss „Gesundheitspo­
lizeiliche und Pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ bezüglich der Änderung des Anhangs XXIV-B des 
Abkommens zu vertreten ist — 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, der im Namen der Union in dem mit Artikel 191 des Assoziierungsabkommens zwischen der 
Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik 
Moldau andererseits eingesetzten Unterausschuss „Gesundheitspolizeiliche und Pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ 
bezüglich der Änderung des Anhangs XXIV-B des Assoziierungsabkommens zu vertreten ist, stützt sich auf den 
Beschlussentwurf dieses Unterausschusses „Gesundheitspolizeiliche und Pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“, der dem 
vorliegenden Beschluss beigefügt ist. 

Geringfügige technische Korrekturen des Beschlussentwurfs können von den Vertretern der Union im Unterausschuss 
„Gesundheitspolizeiliche und Pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ ohne weiteren Beschluss des Rates vereinbart 
werden. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 23. Mai 2016. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
F. MOGHERINI  
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ENTWURF  

BESCHLUSS Nr. 1/2016 DES UNTERAUSSCHUSSES „GESUNDHEITSPOLIZEILICHE UND 
PFLANZENSCHUTZRECHTLICHE MASSNAHMEN“ EU — REPUBLIK MOLDAU 

vom … 2016 

zur Änderung des Anhangs XXIV-B des Assoziierungsabkommens 

DER UNTERAUSSCHUSS „GESUNDHEITSPOLIZEILICHE UND PFLANZENSCHUTZRECHTLICHE MASSNAHMEN“, 

gestützt auf das am 27. Juni 2014 in Brüssel unterzeichnete Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union 
und der Europäischen Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau andererseits (1), 
insbesondere auf Artikel 181 und Artikel 191, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 464 Absätze 3 und 4 des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau andererseits (im 
Folgenden „Abkommen“) wurden Teile des Abkommens, einschließlich der Bestimmungen über gesundheitspoli­
zeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen, seit dem 1. September 2014 vorläufig angewandt. 

(2)  Artikel 181 Absatz 1 des Abkommens sieht vor, dass die Republik Moldau ihre gesundheitspolizeilichen, 
pflanzenschutz- und tierschutzrechtlichen Vorschriften schrittweise an die der Union annähert, wie in 
Anhang XXIV des Abkommens vorgesehen. 

(3)  Nach Artikel 181 Absatz 4 des Abkommens ist die Republik Moldau verpflichtet, spätestens drei Monate nach 
Inkrafttreten des Abkommens eine Liste des gesundheitspolizeilichen, pflanzenschutz- und tierschutzrechtlichen 
Besitzstandes der Union vorzulegen, an den sie ihre eigenen Rechtsvorschriften anzunähern beabsichtigt (im 
Folgenden „Liste“). Die Liste dient als Referenzdokument für die Umsetzung von Titel V (Handel und 
Handelsfragen) Kapitel 4 (Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Massnahmen) des Abkommens. 

(4) Mit Artikel 191 des Abkommens wurde der Unterausschuss „Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutz­
rechtliche Maßnahmen“ des Abkommens eingesetzt, der sich mit allen Fragen im Zusammenhang mit Titel V 
Kapitel 4 des Abkommens einschließlich dessen Umsetzung befasst und Anhang XXIV des Abkommens 
überprüfen und ändern kann. 

(5)  Die Republik Moldau hat die Liste der Europäischen Kommission im November 2014 vorgelegt; anschließend 
wurde die Liste im Benehmen mit der Europäischen Kommission im Juli 2015 endgültig fertiggestellt. 

(6)  Es ist angezeigt, dass der Unterausschuss „Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ 
einen Beschluss fasst, um Anhang XXIV-B des Abkommens zu ändern und die im Anhang dieses Beschlusses 
aufgeführte Liste dort aufzunehmen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XXIV-B des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Europäischen 
Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Moldau andererseits wird gemäß dem Anhang 
dieses Beschlusses geändert. 
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Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu … am … 

Für den Unterausschuss „Gesundheitspolizeiliche 
und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ 

Der Vorsitzende  
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ANHANG 

ÄNDERUNG DES ANHANGS XXIV-B DES ASSOZIIERUNGSABKOMMENS 

Anhang XXIV-B des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„ANHANG XXIV-B 

LISTE DER EU-RECHTSVORSCHRIFTEN, AN WELCHE DIE REPUBLIK MOLDAU IHRE RECHTSVORSCHRIFTEN ANNÄHERN MUSS 

Nach Maßgabe des Artikels 181 Absatz 4 des Abkommens nähert die Republik Moldau ihre Rechtsvorschriften 
innerhalb der nachstehend angegebenen Fristen an folgende Rechtsakte der Union an: 

Unionsvorschriften Frist für die Annäherung 

Abschnitt 1 — Allgemeines 

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Ja­
nuar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebens­
mittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur 
Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit, mit Ausnahme der Artikel 58, 59 
und 62 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 1304/2003 der Kommission vom 23. Juli 2003 über das von der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit bei den an sie gerichteten Ersuchen um 
wissenschaftliche Gutachten anzuwendende Verfahren 

2020 

Beschluss 2004/478/EG der Kommission, vom 29. April 2004, zur Erstellung eines allge­
meinen Plans für das Krisenmanagement im Bereich der Lebens- und Futtermittelsicher­
heit 

2016 

Verordnung (EU) Nr. 16/2011 der Kommission vom 10. Januar 2011 mit Durch­
führungsbestimmungen für das Schnellwarnsystem für Lebens- und Futtermittel 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 1151/2009 der Kommission vom 27. November 2009 mit Sonder­
vorschriften für die Einfuhr von Sonnenblumenöl, dessen Ursprung oder Herkunft die 
Ukraine ist, wegen des Risikos einer Kontamination durch Mineralöl sowie zur Aufhe­
bung der Entscheidung 2008/433/EG 

2019 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 884/2014 der Kommission vom 13. August 2014 
zur Festlegung besonderer Bedingungen für die Einfuhr bestimmter Futtermittel und Le­
bensmittel aus bestimmten Drittländern wegen des Risikos einer Aflatoxin-Kontamination 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1152/2009 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 258/2010 der Kommission vom 25. März 2010 zum Erlass von 
Sondervorschriften für die Einfuhr von Guarkernmehl, dessen Ursprung oder Herkunft 
Indien ist, wegen des Risikos einer Kontamination mit Pentachlorphenol und Dioxinen 
sowie zur Aufhebung der Entscheidung 2008/352/EG 

2019 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 208/2013 der Kommission vom 11. März 2013 
über die Anforderungen an die Rückverfolgbarkeit von Sprossen und von Samen zur Er­
zeugung von Sprossen 

2019 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 931/2011 der Kommission vom 19. September 
2011 über die mit der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates festgelegten Rückverfolgbarkeitsanforderungen an Lebensmittel tierischen Ur­
sprungs 

2018 
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Unionsvorschriften Frist für die Annäherung 

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Ja­
nuar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebens­
mittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur 
Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit — Artikel 58, 59 und 62 

2018 

Abschnitt 2 — Veterinärwesen 

Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseu­
chenrechtlichen Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die 
Einfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs 

2017 

Entscheidung 2003/24/EG der Kommission vom 30. Dezember 2002 über die Entwick­
lung eines integrierten EDV-Systems für das Veterinärswesen 

2019 

Entscheidung 2005/734/EG der Kommission vom 19. Oktober 2005 mit Biosicherheits­
maßnahmen zur Verringerung des Risikos der Übertragung hoch pathogener aviärer In­
fluenza-A-Viren des Subtyps H5N1 von Wildvögeln auf Hausgeflügel und andere in Ge­
fangenschaft gehaltene Vogelarten und zur Früherkennung der Krankheit in besonders ge­
fährdeten Gebieten 

2018 

Entscheidung 2006/415/EG der Kommission vom 14. Juni 2006 mit Maßnahmen zum 
Schutz gegen die hoch pathogene Aviäre Influenza des Subtyps H5N1 bei Geflügel in der 
Gemeinschaft und zur Aufhebung der Entscheidung 2006/135/EG 

2018 

Entscheidung 2006/563/EG der Kommission vom 11. August 2006 mit Maßnahmen 
zum Schutz gegen die hoch pathogene Aviäre Influenza des Subtyps H5N1 bei Wildvö­
geln in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Entscheidung 2006/115/EG 

2018 

Beschluss 2010/57/EU der Kommission vom 3. Februar 2010 zur Festlegung von Ge­
sundheitsgarantien für die Durchfuhr von Equiden durch die in Anhang I der Richtlinie 
97/78/EG des Rates aufgeführten Gebiete 

2018 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 139/2013 der Kommission vom 7. Januar 2013 zur 
Festlegung der Veterinärbedingungen für die Einfuhr bestimmter Vogelarten in die Union 
sowie der dafür geltenden Quarantänebedingungen 

2017 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 750/2014 der Kommission vom 10. Juli 2014 über 
Maßnahmen zum Schutz vor der Epizootischen Virus-Diarrhoe in Bezug auf die tierseu­
chenrechtlichen Anforderungen für die Verbringung von Schweinen in die Union 

2019 

Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln 
für die Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Er­
zeugnissen 

2017 

Entscheidung 78/685/EWG der Kommission vom 26. Juli 1978 zur Erstellung einer Liste 
von Tierseuchen im Sinne der Richtlinie 72/462/EWG 

2015 

Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrechtli­
cher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen 

2019 
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Unionsvorschriften Frist für die Annäherung 

Verordnung (EG) Nr. 494/98 der Kommission vom 27. Februar 1998 mit Durch­
führungsvorschriften zu der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates im Hinblick auf die 
Anwendung von verwaltungsrechtlichen Mindestsanktionen im Rahmen des Systems zur 
Kennzeichnung und Registrierung von Rindern 

2019 

Entscheidung 2006/968/EG der Kommission vom 15. Dezember 2006 zur Durchfüh­
rung der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates hinsichtlich der Leitlinien und Verfah­
rensvorschriften für die Anwendung der elektronischen Kennzeichnung von Schafen und 
Ziegen 

2019 

Richtlinie 2009/156/EG des Rates vom 30. November 2009 zur Festlegung der tierseu­
chenrechtlichen Vorschriften für das Verbringen von Equiden und für ihre Einfuhr aus 
Drittländern 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 504/2008 der Kommission vom 6. Juni 2008 zur Umsetzung der 
Richtlinien 90/426/EWG und 90/427/EWG des Rates in Bezug auf Methoden zur Identi­
fizierung von Equiden 

2017 

Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23. Oktober 2001 über Maßnahmen der Gemein­
schaft zur Bekämpfung der klassischen Schweinepest 

2017 

Entscheidung 2002/106/EG der Kommission vom 1. Februar 2002 zur Genehmigung ei­
nes Diagnosehandbuchs mit Diagnosemethoden, Probenahmeverfahren und Kriterien für 
die Auswertung von Laboruntersuchungen zur Bestätigung der Klassischen Schweinepest 

2017 

Richtlinie 2002/60/EG des Rates vom 27. Juni 2002 zur Festlegung von besonderen Vor­
schriften für die Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest sowie zur Änderung der 
Richtlinie 92/119/EWG hinsichtlich der Teschener Krankheit und der Afrikanischen 
Schweinepest 

2017 

Entscheidung 2003/422/EG der Kommission vom 26. Mai 2003 zur Genehmigung eines 
Diagnosehandbuchs für die Afrikanische Schweinepest 

2017 

Entscheidung 2006/437/EG der Kommission vom 4. August 2006 über die Genehmi­
gung eines Handbuchs zur Diagnose der Aviären Influenza gemäß der Richtlinie 
2005/94/EG des Rates 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 616/2009 der Kommission vom 13. Juli 2009 zur Durchführung 
der Richtlinie 2005/94/EG des Rates hinsichtlich der Zulassung von Geflügelkomparti­
menten und Kompartimenten für in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Spezies in 
Bezug auf die Aviäre Influenza sowie hinsichtlich zusätzlicher vorbeugender Biosicher­
heitsmaßnahmen in solchen Kompartimenten 

2017 

Richtlinie 92/66/EWG des Rates vom 14. Juli 1992 über Gemeinschaftsmaßnahmen zur 
Bekämpfung der Newcastle-Krankheit 

2018 

Richtlinie 2000/75/EG des Rates vom 20. November 2000 mit besonderen Bestimmun­
gen für Maßnahmen zur Bekämpfung und Tilgung der Blauzungenkrankheit 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1266/2007 der Kommission vom 26. Oktober 2007 mit Durch­
führungsvorschriften zur Richtlinie 2000/75/EG des Rates hinsichtlich der Bekämpfung, 
Überwachung und Beobachtung der Blauzungenkrankheit sowie der Beschränkungen, die 
für Verbringungen bestimmter Tiere von für die Blauzungenkrankheit empfänglichen Ar­
ten gelten 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 
2001 mit Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter transmissibler 
spongiformer Enzephalopathien 

2016 
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Unionsvorschriften Frist für die Annäherung 

Entscheidung 2007/843/EG der Kommission vom 11. Dezember 2007 über die Geneh­
migung von Programmen zur Bekämpfung von Salmonellen in Gallus-gallus-Zuchtherden 
in bestimmten Drittländern gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der Entscheidung 2006/696/EG hin­
sichtlich bestimmter, die öffentliche Gesundheit betreffender Anforderungen bei der Ein­
fuhr von Geflügel und Bruteiern 

2015 

Entscheidung 2007/848/EG der Kommission vom 11. Dezember 2007 zur Genehmigung 
bestimmter nationaler Programme zur Salmonellenbekämpfung bei Legehennenbeständen 
der Spezies Gallus gallus 

2015 

Entscheidung 2008/815/EG der Kommission vom 20. Oktober 2008 zur Genehmigung 
bestimmter nationaler Programme zur Salmonellenbekämpfung in Masthähnchenbestän­
den der Spezies Gallus gallus 

2015 

Entscheidung 2009/771/EG der Kommission vom 20. Oktober 2009 zur Genehmigung 
bestimmter nationaler Programme zur Salmonellenbekämpfung bei Puten 

2015 

Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 mit allgemeinen Gemein­
schaftsmaßnahmen zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonderen Maßnah­
men bezüglich der vesikulären Schweinekrankheit 

2017 

Entscheidung 2004/226/EG der Kommission vom 4. März 2004 zur Genehmigung von 
Tests für den Nachweis von Antikörpern gegen Rinderbrucellose im Rahmen der Richt­
linie 64/432/EWG des Rates 

2019 

Richtlinie 91/68/EWG des Rates vom 28. Januar 1991 zur Regelung tierseuchenrechtli­
cher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Schafen und Ziegen 

2019 

Entscheidung 95/329/EG der Kommission vom 25. Juli 1995 zur Festlegung der Katego­
rien von Hengsten, auf die die Bedingungen gemäß Artikel 15 Buchstabe b) Ziffer ii) der 
Richtlinie 90/426/EWG des Rates bezüglich der Virusarteriitis anzuwenden sind 

2019 

Entscheidung 2001/183/EG der Kommission vom 22. Februar 2001 zur Festlegung der 
Probenahmepläne und Diagnoseverfahren zur Erkennung und zum Nachweis bestimmter 
Fischseuchen und zur Aufhebung der Entscheidung 92/532/EWG 

2019 

Richtlinie 90/429/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der tierseuchen­
rechtlichen Anforderungen an den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Samen 
von Schweinen und an dessen Einfuhr 

2020 

Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 über die tierseuchenrechtlichen Be­
dingungen für den Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen in der Gemein­
schaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich nicht den spe­
zifischen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Abschnitt I der Richtlinie 
90/425/EWG unterliegen 

2019 

Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. April 1996 über das Verbot der Verwendung be­
stimmter Stoffe mit hormonaler bzw. thyreostatischer Wirkung und von ß-Agonisten in 
der tierischen Erzeugung und zur Aufhebung der Richtlinien 81/602/EWG, 88/146/EWG 
und 88/299/EWG 

2017 

Entscheidung 1999/879/EG des Rates vom 17. Dezember 1999 über das Inverkehrbrin­
gen und die Verabreichung von Rindersomatotropin (BST) und zur Aufhebung der Ent­
scheidung 90/218/EWG 

2016 
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Entscheidung 97/747/EG der Kommission vom 27. Oktober 1997 über Umfang und 
Häufigkeit der in der Richtlinie 96/23/EG des Rates vorgesehenen Probenahmen zum 
Zweck der Untersuchung in Bezug auf bestimmte Stoffe und ihre Rückstände in be­
stimmten tierischen Erzeugnissen 

2016 

Entscheidung 98/179/EG der Kommission vom 23. Februar 1998 mit Durchführungsvor­
schriften für die amtlichen Probenahmen zur Kontrolle von lebenden Tieren und tieri­
schen Erzeugnissen auf bestimmte Stoffe und ihre Rückstände 

2016 

Richtlinie 2006/88/EG des Rates vom 24. Oktober 2006 mit Gesundheits- und Hygiene­
vorschriften für Tiere in Aquakultur und Aquakulturerzeugnisse und zur Verhütung und 
Bekämpfung bestimmter Wassertierkrankheiten 

2018 

Entscheidung 2002/657/EG der Kommission vom 14. August 2002 zur Umsetzung der 
Richtlinie 96/23/EG des Rates betreffend die Durchführung von Analysemethoden und 
die Auswertung von Ergebnissen 

2016 

Entscheidung 92/260/EWG der Kommission vom 10. April 1992 über die tierseuchen­
rechtlichen Bedingungen und die Beurkundung für die zeitweilige Zulassung registrierter 
Pferde 

2017 

Entscheidung 2008/946/EG der Kommission vom 12. Dezember 2008 zur Durchfüh­
rung der Richtlinie 2006/88/EG des Rates in Bezug auf Quarantänevorschriften für Tiere 
in Aquakultur 

2019 

Richtlinie 2004/41/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 
zur Aufhebung bestimmter Richtlinien über Lebensmittelhygiene und Hygienevorschrif­
ten für die Herstellung und das Inverkehrbringen von bestimmten, zum menschlichen 
Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs sowie zur Änderung der Richtli­
nien 89/662/EWG und 92/118/EWG des Rates und der Entscheidung 95/408/EG des Ra­
tes 

2018 

Entscheidung 2006/778/EG der Kommission vom 14. November 2006 über Mindestan­
forderungen an die Erfassung von Informationen bei Kontrollen von Betrieben, in denen 
bestimmte landwirtschaftliche Nutztiere gehalten werden 

2019 

Richtlinie 2008/119/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 über Mindestanforderungen 
für den Schutz von Kälbern 

2018 

Richtlinie 2008/120/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 über Mindestanforderungen 
für den Schutz von Schweinen 

2018 

Durchführungsbeschluss 2013/188/EU der Kommission vom 18. April 2013 betreffend 
die Jahresberichte über nichtdiskriminierende Kontrollen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1/2005 über den Schutz von Tieren beim Transport und damit zusammenhängenden 
Vorgängen sowie zur Änderung der Richtlinien 64/432/EWG und 93/119/EG und der 
Verordnung (EG) Nr. 1255/97 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1255/97 des Rates vom 25. Juni 1997 zur Festlegung gemeinschaft­
licher Kriterien für Aufenthaltsorte und zur Anpassung des im Anhang der Richtlinie 
91/628/EWG vorgesehenen Transportplans 

2019 

Richtlinie 2009/157/EG des Rates vom 30. November 2009 über reinrassige Zuchtrinder 2016 
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Entscheidung 84/247/EWG der Kommission vom 27. April 1984 zur Festlegung der Kri­
terien für die Anerkennung von Züchtervereinigungen und Zuchtorganisationen, die 
Zuchtbücher für reinrassige Zuchtrinder halten oder einrichten 

2019 

Entscheidung 84/419/EWG der Kommission vom 19. Juli 1984 über die Kriterien für die 
Eintragung in die Rinderzuchtbücher 

2017 

Richtlinie 87/328/EWG des Rates vom 18. Juni 1987 über die Zulassung reinrassiger 
Zuchtrinder zur Zucht 

2016 

Entscheidung 96/463/EG des Rates vom 23. Juli 1996 zur Benennung der Referenzstelle, 
deren Aufgabe es ist, zur Vereinheitlichung der Prüfmethoden und der Bewertung der Er­
gebnisse reinrassiger Zuchtrinder beizutragen 

2019 

Entscheidung 2005/379/EG der Kommission vom 17. Mai 2005 über Zuchtbescheini­
gungen und Angaben für reinrassige Zuchtrinder, ihr Sperma, ihre Eizellen und Embryo­
nen 

2019 

Entscheidung 2006/427/EG der Kommission vom 20. Juni 2006 über die Methoden der 
Leistungsprüfung und Zuchtwertschätzung bei reinrassigen Zuchtrindern 

2019 

Richtlinie 88/661/EWG des Rates vom 19. Dezember 1988 über die tierzüchterischen 
Normen für Zuchtschweine 

2016 

Entscheidung 89/501/EWG der Kommission vom 18. Juli 1989 über die Kriterien für die 
Zulassung und Kontrolle der Züchtervereinigungen und Zuchtorganisationen, die Herd­
bücher für reinrassige Zuchtschweine führen oder einrichten 

2019 

Entscheidung 89/502/EWG der Kommission vom 18. Juli 1989 über die Kriterien für die 
Eintragung reinrassiger Zuchtschweine in die Herdbücher 

2017 

Entscheidung 89/503/EWG der Kommission vom 18. Juli 1989 über die Bescheinigung 
für reinrassige Zuchtschweine, ihre Samen, Eizellen und Embryonen 

2017 

Entscheidung 89/504/EWG der Kommission vom 18. Juli 1989 über die Kriterien für die 
Zulassung und Kontrolle der Züchtervereinigungen, Zuchtorganisationen und privaten 
Unternehmen, die Register für hybride Zuchtschweine führen oder einrichten 

2016 

Entscheidung 89/505/EWG der Kommission vom 18. Juli 1989 über die Kriterien für die 
Eintragung in die Register für hybride Zuchtschweine 

2019 

Entscheidung 89/506/EWG der Kommission vom 18. Juli 1989 über die Bescheinigung 
über hybride Zuchtschweine, ihre Samen, Eizellen und Embryonen 

2019 

Entscheidung 89/507/EWG der Kommission vom 18. Juli 1989 über die Methoden der 
Leistungskontrolle sowie der genetischen Bewertung der reinrassigen und der hybriden 
Zuchtschweine 

2019 

Richtlinie 90/118/EWG des Rates vom 5. März 1990 über die Zulassung reinrassiger 
Zuchtschweine zur Zucht 

2016 
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Richtlinie 90/119/EWG des Rates vom 5. März 1990 über die Zulassung hybrider Zucht­
schweine zur Zucht 

2016 

Richtlinie 89/361/EWG des Rates vom 30. Mai 1989 über reinrassige Zuchtschafe und 
-ziegen 

2016 

Entscheidung 90/254/EWG der Kommission vom 10. Mai 1990 über die Kriterien für die 
Zulassung der Züchtervereinigungen und Zuchtorganisationen, die Zuchtbücher für rein­
rassige Zuchtschafe und -ziegen führen oder anlegen 

2019 

Entscheidung 90/255/EWG der Kommission vom 10. Mai 1990 über die Kriterien für die 
Eintragung reinrassiger Zuchtschafe und -ziegen in Zuchtbücher 

2019 

Entscheidung 90/258/EWG der Kommission vom 10. Mai 1990 über die Zuchtbescheini­
gung für reinrassige Zuchtschafe und -ziegen sowie Sperma, Eizellen und Embryonen die­
ser Tiere 

2016 

Entscheidung 92/353/EWG der Kommission vom 11. Juni 1992 mit Kriterien für die Zu­
lassung bzw. Anerkennung der Zuchtorganisationen und Züchtervereinigungen, die 
Zuchtbücher für eingetragene Equiden führen oder anlegen 

2019 

Entscheidung 92/354/EWG der Kommission vom 11. Juni 1992 mit Vorschriften für die 
Koordinierung zwischen Zuchtorganisationen und Züchtervereinigungen, die Zuchtbü­
cher für eingetragene Equiden führen oder anlegen 

2019 

Entscheidung 96/78/EG der Kommission vom 10. Januar 1996 zur Festlegung der Krite­
rien für die Eintragung von Equiden in die Zuchtbücher zu Zuchtzwecken 

2017 

Entscheidung 96/79/EG der Kommission vom 12. Januar 1996 mit Zuchtbescheinigun­
gen für Sperma, Eizellen und Embryonen von eingetragenen Equiden 

2017 

Richtlinie 90/428/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 über den Handel mit Sportpferden 
und zur Festlegung der Bedingungen für die Teilnahme an pferdesportlichen Veranstal­
tungen 

2018 

Entscheidung 92/216/EWG der Kommission vom 26. März 1992 über die Erfassung von 
Daten über die pferdesportlichen Veranstaltungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Richt­
linie 90/428/EWG des Rates 

2018 

Richtlinie 91/174/EWG des Rates vom 25. März 1991 über züchterische und genealogi­
sche Bedingungen für die Vermarktung reinrassiger Tiere und zur Änderung der Richtli­
nien 77/504/EWG und 90/425/EWG 

2016 

Abschnitt 3 — Inverkehrbringen von Lebensmitteln, Futtermitteln und tierischen Nebenprodukten 

Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über Lebensmittelhygiene 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs 

2017 
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Verordnung (EG) Nr. 2074/2005 der Kommission vom 5. Dezember 2005 zur Festlegung 
von Durchführungsvorschriften für bestimmte unter die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates fallende Erzeugnisse und für die in den Ver­
ordnungen (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates und (EG) 
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen amtlichen Kon­
trollen, zur Abweichung von der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parla­
ments und des Rates und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 853/2004 und (EG) 
Nr. 854/2004 

2017 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 208/2013 der Kommission vom 11. März 2013 
über die Anforderungen an die Rückverfolgbarkeit von Sprossen und von Samen zur Er­
zeugung von Sprossen 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 210/2013 der Kommission vom 11. März 2013 über die Zulassung 
von Sprossen erzeugenden Betrieben gemäß der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 211/2013 der Kommission vom 11. März 2013 über die Anforde­
rungen an die Bescheinigung für die Einfuhr von Sprossen und von Samen zur Erzeu­
gung von Sprossen in die Union 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 579/2014 der Kommission vom 28. Mai 2014 über eine Aus­
nahmeregelung zu einigen Bestimmungen des Anhangs II der Verordnung (EG) 
Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Beförderung 
flüssiger Öle und Fette auf dem Seeweg 

2018 

Richtlinie 92/118/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 über die tierseuchenrechtli­
chen und gesundheitlichen Bedingungen für den Handel mit Erzeugnissen tierischen Ur­
sprungs in der Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie dies­
bezüglich nicht den spezifischen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Kapitel I der 
Richtlinie 89/662/EWG und — in Bezug auf Seuchenerreger — der Richtlinie 
90/425/EWG unterliegen 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 101/2013 der Kommission vom 4. Februar 2013 über die Verwen­
dung von Milchsäure zur Verringerung mikrobiologischer Oberflächenverunreinigungen 
von Rinderschlachtkörpern 

2016 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 636/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 für 
eine Musterbescheinigung für den Handel mit nicht enthäutetem frei lebendem Großwild 

2018 

Entscheidung 2006/677/EG der Kommission vom 29. September 2006 zur Festlegung 
der Leitlinien, mit denen Kriterien für die Durchführung von Audits gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates über amtliche Kon­
trollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie 
der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz festgelegt werden 

2017 

Entscheidung 2007/363/EG der Kommission vom 21. Mai 2007 über Leitlinien zur Un­
terstützung der Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung des integrierten mehrjährigen natio­
nalen Kontrollplans gemäß der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parla­
ments und des Rates 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 152/2009 der Kommission vom 27. Januar 2009 zur Festlegung 
der Probenahmeverfahren und Analysemethoden für die amtliche Untersuchung von Fut­
termitteln 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 669/2009 der Kommission vom 24. Juli 2009 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hin­
blick auf verstärkte amtliche Kontrollen bei der Einfuhr bestimmter Futtermittel und Le­
bensmittel nicht tierischen Ursprungs und zur Änderung der Entscheidung 2006/504/EG 

2017 
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Entscheidung 2008/654/EG der Kommission vom 24. Juli 2008 über Leitlinien zur Un­
terstützung der Mitgliedstaaten bei der Erstellung des Jahresberichts über den einzigen in­
tegrierten mehrjährigen nationalen Kontrollplan gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

2017 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 702/2013 der Kommission vom 22. Juli 2013 mit 
Übergangsmaßnahmen zur Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Akkreditierung amtlicher Laboratorien 
für die amtliche Untersuchung auf Trichinen und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1162/2009 der Kommission 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von zum 
menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs 

2017 

Richtlinie 2004/41/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 
zur Aufhebung bestimmter Richtlinien über Lebensmittelhygiene und Hygienevorschrif­
ten für die Herstellung und das Inverkehrbringen von bestimmten, zum menschlichen 
Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs sowie zur Änderung der Richtli­
nien 89/662/EWG und 92/118/EWG des Rates und der Entscheidung 95/408/EG des Ra­
tes 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 
2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchst­
mengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Ände­
rung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Ver­
ordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 2075/2005 der Kommission vom 5. Dezember 2005 mit spezifi­
schen Vorschriften für die amtlichen Fleischuntersuchungen auf Trichinen 

2017 

Entscheidung 92/608/EWG des Rates vom 14. November 1992 zur Festlegung von Ana­
lyse- und Testverfahren für wärmebehandelte Milch, die zum unmittelbaren Genuß durch 
Menschen bestimmt ist 

2017 

Entscheidung 2002/226/EG der Kommission vom 15. März 2002 zur Einführung spezi­
eller Gesundheitskontrollen für die Ernte und die Verarbeitung bestimmter Muscheln, de­
ren Gehalt an ASP (Amnesic Shellfish Poison) den in der Richtlinie 91/492/EWG des Ra­
tes genannten Höchstwert übersteigt 

2018 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 702/2013 der Kommission vom 22. Juli 2013 mit 
Übergangsmaßnahmen zur Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Akkreditierung amtlicher Laboratorien 
für die amtliche Untersuchung auf Trichinen und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1162/2009 der Kommission 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr be­
stimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1774/2002 

2017 

Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission vom 25. Februar 2011 zur Durchfüh­
rung der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Ne­
benprodukte sowie zur Durchführung der Richtlinie 97/78/EG des Rates hinsichtlich be­
stimmter gemäß der genannten Richtlinie von Veterinärkontrollen an der Grenze befreiter 
Proben und Waren 

2017 
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Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und 
Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 183/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Ja­
nuar 2005 mit Vorschriften für die Futtermittelhygiene 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 141/2007 der Kommission vom 14. Februar 2007 über die Zulas­
sungspflicht für Futtermittelbetriebe, die Futtermittelzusatzstoffe der Kategorie Kokzidios­
tatika und Histomonostatika herstellen oder in Verkehr bringen, in Einklang mit der Ver­
ordnung (EG) Nr. 183/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates 

2019 

Abschnitt 4 — Vorschriften zur Lebensmittelsicherheit 

Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Ok­
tober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel und zur Ände­
rung der Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommis­
sion, der Richtlinie 90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, 
der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 
2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 
der Kommission 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. De­
zember 2006 über nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel 

2016 

Richtlinie 2011/91/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 
2011 über Angaben oder Marken, mit denen sich das Los, zu dem ein Lebensmittel ge­
hört, feststellen lässt 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 432/2012 der Kommission vom 16. Mai 2012 zur Festlegung einer 
Liste zulässiger anderer gesundheitsbezogener Angaben über Lebensmittel als Angaben 
über die Reduzierung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die Gesundheit 
von Kindern 

2017 

Verordnung (EU) Nr. 1047/2012 der Kommission vom 8. November 2012 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 in Bezug auf die Liste der nährwertbezogenen An­
gaben 

2016 

Durchführungsbeschluss 2013/63/EU der Kommission vom 24. Januar 2013 zur An­
nahme von Leitlinien zur Umsetzung der in Artikel 10 der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates dargelegten speziellen Bedin­
gungen für gesundheitsbezogene Angaben 

2016 

Verordnung (EU) Nr. 851/2013 der Kommission vom 3. September 2013 zur Zulassung 
bestimmter anderer gesundheitsbezogener Angaben über Lebensmittel als Angaben über 
die Reduzierung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die Gesundheit von 
Kindern und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 432/2012 

2017 

Verordnung (EU) Nr. 40/2014 der Kommission vom 17. Januar 2014 zur Zulassung ei­
ner anderen gesundheitsbezogenen Angabe über Lebensmittel als Angaben über die Re­
duzierung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die Gesundheit von Kindern 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 432/2012 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. De­
zember 2006 über den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimmten an­
deren Stoffen zu Lebensmitteln 

2017 
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Verordnung (EG) Nr. 1170/2009 der Kommission vom 30. November 2009 zur Ände­
rung der Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich 
der Listen von Vitaminen und Mineralstoffen sowie ihrer Aufbereitungsformen, die Le­
bensmitteln zugesetzt bzw. bei der Herstellung von Nahrungsergänzungsmitteln verwen­
det werden dürfen 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De­
zember 2008 über ein einheitliches Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, 
-enzyme und -aromen 

2017 

Verordnung (EU) Nr. 234/2011 der Kommission vom 10. März 2011 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über 
ein einheitliches Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1332/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De­
zember 2008 über Lebensmittelenzyme und zur Änderung der Richtlinie 83/417/EWG 
des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates, der Richtlinie 2000/13/EG, der 
Richtlinie 2001/112/EG des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 258/97 

2016 

Richtlinie 2009/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Extraktionslösungsmit­
tel, die bei der Herstellung von Lebensmitteln und Lebensmittelzutaten verwendet werden 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 2232/96 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Okto­
ber 1996 zur Festlegung eines Gemeinschaftsverfahrens für Aromastoffe, die in oder auf 
Lebensmitteln verwendet werden oder verwendet werden sollen — Artikel 1, Artikel 2, 
Artikel 3 Absätze 1 und 2, nach Maßgabe des Artikels 6 Absatz 2 der Durchführungsver­
ordnung (EU) Nr. 872/2012 der Kommission vom 1. Oktober 2012 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 2065/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. No­
vember 2003 über Raucharomen zur tatsächlichen oder beabsichtigten Verwendung in 
oder auf Lebensmitteln 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De­
zember 2008 über Aromen und bestimmte Lebensmittelzutaten mit Aromaeigenschaften 
zur Verwendung in und auf Lebensmitteln sowie zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1601/91 des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 2232/96 und (EG) Nr. 110/2008 und 
der Richtlinie 2000/13/EG 

2017 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 872/2012 der Kommission vom 1. Oktober 2012 
zur Festlegung der Liste der Aromastoffe gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2232/96 des 
Europäischen Parlaments und des Rates, zur Aufnahme dieser Liste in Anhang I der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1565/2000 der Kommission und der Entscheidung 
1999/217/EG der Kommission 

2017 

Verordnung (EU) Nr. 873/2012 der Kommission vom 1. Oktober 2012 über Übergangs­
maßnahmen bezüglich der Unionsliste der Aromen und Ausgangsstoffe gemäß Anhang I 
der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

2017 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1321/2013 der Kommission vom 10. Dezember 
2013 zur Festlegung der Unionsliste zugelassener Primärprodukte für die Herstellung von 
Raucharomen zur Verwendung als solche in oder auf Lebensmitteln und/oder für die Pro­
duktion daraus hergestellter Raucharomen 

2017 
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Richtlinie 82/711/EWG des Rates vom 18. Oktober 1982 über die Grundregeln für die 
Ermittlung der Migration aus Materialien und Gegenständen aus Kunststoff, die dazu be­
stimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2016 

Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der Kommission vom 14. Januar 2011 über Materialien 
und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berüh­
rung zu kommen 

2016 

Richtlinie 84/500/EWG des Rates vom 15. Oktober 1984 zur Angleichung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über Keramikgegenstände, die dazu bestimmt sind, mit 
Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2015 

Richtlinie 2007/42/EG der Kommission vom 29. Juni 2007 über Materialien und Gegen­
stände aus Zellglasfolien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu 
kommen 

2017 

Richtlinie 78/142/EWG des Rates vom 30. Januar 1978 zur Angleichung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über Vinylchlorid-Monomer enthaltende Materialien und Ge­
genstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2017 

Richtlinie 93/11/EWG der Kommission vom 15. März 1993 über die Freisetzung von N- 
Nitrosaminen und N-nitrosierbaren Stoffen aus Flaschen- und Beruhigungssaugern aus 
Elastomeren oder Gummi 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1895/2005 der Kommission vom 18. November 2005 über die Be­
schränkung der Verwendung bestimmter Epoxyderivate in Materialien und Gegenständen, 
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 450/2009 der Kommission vom 29. Mai 2009 über aktive und in­
telligente Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Be­
rührung zu kommen 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 284/2011 der Kommission vom 22. März 2011 mit besonderen Be­
dingungen und detaillierten Verfahren für die Einfuhr von Polyamid- und Melamin-Kunst­
stoffküchenartikeln, deren Ursprung oder Herkunft die Volksrepublik China bzw. die 
Sonderverwaltungsregion Hongkong, China, ist 

2016 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 321/2011 der Kommission vom 1. April 2011 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 hinsichtlich der Beschränkung der Verwen­
dung von Bisphenol A in Säuglingsflaschen aus Kunststoff 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 282/2008 der Kommission vom 27. März 2008 über Materialien 
und Gegenstände aus recyceltem Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln 
in Berührung zu kommen, und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2023/2006 

2015 

Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Juni 2002 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Nahrungsergänzungs­
mittel 

2016 

Verordnung (EU) Nr. 609/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 
2013 über Lebensmittel für Säuglinge und Kleinkinder, Lebensmittel für besondere medi­
zinische Zwecke und Tagesrationen für gewichtskontrollierende Ernährung und zur Auf­
hebung der Richtlinie 92/52/EWG des Rates, der Richtlinien 96/8/EG, 1999/21/EG, 
2006/125/EG und 2006/141/EG der Kommission, der Richtlinie 2009/39/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnungen (EG) Nr. 41/2009 und (EG) 
Nr. 953/2009 des Rates und der Kommission 

2016 
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Richtlinie 2006/141/EG der Kommission vom 22. Dezember 2006 über Säuglingsan­
fangsnahrung und Folgenahrung und zur Änderung der Richtlinie 1999/21/EG 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 41/2009 der Kommission vom 20. Januar 2009 zur Zusammenset­
zung und Kennzeichnung von Lebensmitteln, die für Menschen mit einer Glutenunver­
träglichkeit geeignet sind 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 953/2009 der Kommission vom 13. Oktober 2009 über Stoffe, die 
Lebensmitteln für eine besondere Ernährung zu besonderen Ernährungszwecken zugefügt 
werden dürfen 

2018 

Richtlinie 92/2/EWG der Kommission vom 13. Januar 1992 zur Festlegung des Probe­
nahmeverfahrens und des gemeinschaftlichen Analyseverfahrens für die amtliche Kon­
trolle der Temperaturen von tiefgefrorenen Lebensmitteln 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 37/2005 der Kommission vom 12. Januar 2005 zur Überwachung 
der Temperaturen von tief gefrorenen Lebensmitteln in Beförderungsmitteln sowie Einla­
gerungs- und Lagereinrichtungen 

2018 

Verordnung (EWG) Nr. 315/93 des Rates vom 8. Februar 1993 zur Festlegung von ge­
meinschaftlichen Verfahren zur Kontrolle von Kontaminanten in Lebensmitteln 

2016 

Empfehlung 2006/794/EG der Kommission vom 16. November 2006 für das Monitoring 
der Hintergrundbelastung von Lebensmitteln mit Dioxinen, dioxinähnlichen PCB und 
nicht dioxinähnlichen PCB 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 der Kommission vom 19. Dezember 2006 zur Festset­
zung der Höchstgehalte für bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 333/2007 der Kommission vom 28. März 2007 zur Festlegung der 
Probenahmeverfahren und Analysemethoden für die amtliche Kontrolle des Gehalts an 
Blei, Cadmium, Quecksilber, anorganischem Zinn, 3-MCPD und polyzyklischen aromati­
schen Kohlenwasserstoffen in Lebensmitteln 

2016 

Empfehlung 2011/516/EU der Kommission vom 23. August 2011 zur Reduzierung des 
Anteils von Dioxinen, Furanen und PCB in Futtermitteln und Lebensmitteln 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 589/2014 der Kommission vom 2. Juni 2014 zur Festlegung der 
Probenahmeverfahren und Analysemethoden für die Kontrolle der Gehalte an Dioxinen, 
dioxinähnlichen PCB und nicht dioxinähnlichen PCB in bestimmten Lebensmitteln sowie 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 252/2012 

2018 

Empfehlung 2013/165/EU der Kommission vom 27. März 2013 über das Vorhandensein 
der Toxine T-2 und HT-2 in Getreiden und Getreideerzeugnissen 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Januar 
1997 über neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten 

2017 

Richtlinie 1999/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Februar 1999 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über mit ionisierenden Strah­
len behandelte Lebensmittel und Lebensmittelbestandteile 

2019 
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Richtlinie 1999/3/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Februar 1999 
über die Festlegung einer Gemeinschaftsliste von mit ionisierenden Strahlen behandelten 
Lebensmitteln und Lebensmittelbestandteilen 

2019 

Richtlinie 2009/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 
über die Gewinnung von und den Handel mit natürlichen Mineralwässern 

2018 

Richtlinie 2003/40/EG der Kommission vom 16. Mai 2003 zur Festlegung des Verzeich­
nisses, der Grenzwerte und der Kennzeichnung der Bestandteile natürlicher Mineralwässer 
und der Bedingungen für die Behandlung natürlicher Mineralwässer und Quellwässer mit 
ozonangereicherter Luft 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 115/2010 der Kommission vom 9. Februar 2010 zur Festlegung 
der Bedingungen für die Verwendung von aktiviertem Aluminiumoxid zur Entfernung 
von Fluorid aus natürlichen Mineralwässern und Quellwässern 

2018 

Abschnitt 5 — Besondere Vorschriften für Futtermittel 

Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 über das Inverkehrbringen und die Verwendung von Futtermitteln, zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur 
Aufhebung der Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 80/511/EWG der Kommission, 
82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG des Rates, 93/74/EWG des Rates, 93/113/EG des 
Rates und 96/25/EG des Rates und der Entscheidung 2004/217/EG der Kommission 

2017 

Richtlinie 82/475/EWG der Kommission vom 23. Juni 1982 über die Kategorien von 
Ausgangserzeugnissen, die zur Kennzeichnung von Mischfuttermitteln für Heimtiere ver­
wendet werden dürfen 

2019 

Richtlinie 2008/38/EG der Kommission vom 5. März 2008 mit dem Verzeichnis der Ver­
wendungen von Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke (kodifizierte Fassung) 

2019 

Empfehlung der Kommission 2011/25/EU vom 14. Januar 2011 zur Festlegung von Leit­
linien für die Unterscheidung zwischen Einzelfuttermitteln, Futtermittelzusatzstoffen, Bio­
zid-Produkten und Tierarzneimitteln 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 68/2013 der Kommission vom 16. Januar 2013 zum Katalog der 
Einzelfuttermittel 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 1876/2006 der Kommission vom 18. Dezember 2006 zur befriste­
ten beziehungsweise unbefristeten Zulassung bestimmter Zusatzstoffe in Futtermitteln 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 429/2008 der Kommission vom 25. April 2008 mit Durch­
führungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parla­
ments und des Rates hinsichtlich der Erstellung und Vorlage von Anträgen sowie der Be­
wertung und Zulassung von Futtermittelzusatzstoffen 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 1270/2009 der Kommission vom 21. Dezember 2009 zur Zulas­
sung bestimmter Zusatzstoffe in Futtermitteln auf unbegrenzte Zeit 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 892/2010 der Kommission vom 8. Oktober 2010 über den Status 
bestimmter Erzeugnisse hinsichtlich Futtermittelzusatzstoffen im Sinne der Verordnung 
(EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 

2019 
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Empfehlung 2004/704/EG der Kommission vom 11. Oktober 2004 zur Überwachung 
der natürlichen Belastung von Futtermitteln mit Dioxinen und dioxinähnlichen PCB 

2019 

Abschnitt 6 — Pflanzenschutzrechtliches 

Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der 
Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflan­
zen und Pflanzenerzeugnisse 

2020 

Verordnung (EG) Nr. 1756/2004 der Kommission vom 11. Oktober 2004 zur Festlegung 
der erforderlichen Angaben sowie der Kriterien für Art und Umfang der Verringerung der 
Häufigkeit der Pflanzengesundheitsuntersuchungen bei bestimmten in Anhang V Teil B 
der Richtlinie 2000/29/EG des Rates aufgeführten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 
anderen Gegenständen 

2018 

Richtlinie 2004/103/EG der Kommission vom 7. Oktober 2004 zur Regelung der Näm­
lichkeitskontrollen und Gesundheitsuntersuchungen von in Anhang V Teil B der Richt­
linie 2000/29/EG des Rates genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und anderen Ge­
genständen, die an einem anderen Ort als dem Ort des Eingangs in das Gebiet der Ge­
meinschaft oder an einem nahe gelegenen Ort durchgeführt werden können 

2018 

Durchführungsrichtlinie 2014/78/EU der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Änderung 
der Anhänge I, II, III, IV und V der Richtlinie 2000/29/EG des Rates über Maßnahmen 
zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorga­
nismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse 

2017 

Durchführungsrichtlinie 2014/83/EU der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Änderung 
der Anhänge I, II, III, IV und V der Richtlinie 2000/29/EG des Rates über Maßnahmen 
zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorga­
nismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse 

2017 

Richtlinie 74/647/EWG des Rates vom 9. Dezember 1974 zur Bekämpfung von Nelken­
wicklern 

2016 

Durchführungsbeschluss 2014/497/EU der Kommission vom 23. Juli 2014 über Maß­
nahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Xylella fas­
tidiosa (Well und Raju) 

2016 

Entscheidung 2002/757/EG der Kommission vom 19. September 2002 über vorläufige 
Sofortmaßnahmen zur Verhinderung der Einschleppung und Ausbreitung von Phytoph­
thora ramorum Werres, De Cock & Man in 't Veld sp. nov. in die bzw. in der Gemein­
schaft 

2016 

Entscheidung 2006/464/EG der Kommission vom 27. Juni 2006 über vorläufige Maß­
nahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von 
Dryocosmus kuriphilus Yasumatsu 

2019 

Entscheidung 2003/766/EG der Kommission vom 24. Oktober 2003 über Sofortmaß­
nahmen gegen die Ausbreitung des Schadorganismus Diabrotica virgifera Le Conte in der 
Gemeinschaft 

2017 

Durchführungsrichtlinie 2014/19/EU der Kommission vom 6. Februar 2014 zur Ände­
rung des Anhangs I der Richtlinie 2000/29/EG des Rates über Maßnahmen zum Schutz 
der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse 

2017 
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Durchführungsbeschluss der Kommission (EU) 2015/749 vom 7. Mai 2015 zur Aufhe­
bung der Entscheidung 2007/410/EG über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft 
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Potato spindle tuber viroid 

2017 

Entscheidung 2008/840/EG der Kommission vom 7. November 2008 über Dringlich­
keitsmaßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbrei­
tung von Anoplophora chinensis (Forster) 

2018 

Durchführungsbeschluss 2012/270/EU der Kommission vom 16. Mai 2012 über Dring­
lichkeitsmaßnahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung 
von Epitrix cucumeris (Harris), Epitrix similaris (Gentner), Epitrix subcrinita (Lec.) und Epitrix 
tuberis (Gentner) 

2016 

Entscheidung 2006/133/EG der Kommission vom 13. Februar 2006 zur Verpflichtung 
der Mitgliedstaaten, vorübergehend zusätzliche Maßnahmen gegen die Verbreitung von 
Bursaphelenchus xylophilus (Steiner et Buhrer) Nickle et al. (dem Kiefernfadenwurm) gegen­
über anderen Gebieten Portugals zu treffen als denjenigen, in denen dieser Schadorganis­
mus bekanntermaßen nicht vorkommt 

2017 

Durchführungsbeschluss 2012/535/EU der Kommission vom 26. September 2012 über 
Sofortmaßnahmen gegen die Ausbreitung von Bursaphelenchus xylophilus (Steiner et Buh­
rer) Nickle et. al. (Kiefernfadenwurm) in der Union 

2018 

Durchführungsbeschluss 2012/138/EU der Kommission vom 1. März 2012 über Dring­
lichkeitsmaßnahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und die Ausbrei­
tung von Anoplophora chinensis (Forster) 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 690/2008 der Kommission vom 4. Juli 2008 zur Anerkennung 
pflanzengesundheitlich besonders gefährdeter Schutzgebiete innerhalb der Gemeinschaft 

2019 

Richtlinie 93/50/EWG der Kommission vom 24. Juni 1993 über die amtliche Regis­
trierung der Erzeuger bestimmter, nicht in Anhang V Teil A der Richtlinie 77/93/EWG 
des Rates aufgeführter Pflanzen bzw. der Sammel- und Versandstellen im Gebiet der Er­
zeugung 

2018 

Entscheidung 2004/416/EG der Kommission vom 29. April 2004 über Sofortmaßnah­
men in Bezug auf bestimmte Zitrusfrüchte mit Ursprung in Brasilien 

2020 

Entscheidung 2006/473/EG der Kommission vom 5. Juli 2006 zur Anerkennung mehre­
rer Drittländer und Gebiete von Drittländern als frei von Xanthomonas campestris (für Ci­
trus pathogene Stämme), Cercospora angolensis Carv. et Mendes und Guignardia citricarpa 
Kiely (für Citrus pathogene Stämme) 

2020 

Durchführungsbeschluss 2012/756/EU der Kommission vom 5. Dezember 2012 über 
Maßnahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Pseu­
domonas syringae pv. actinidiae Takikawa, Serizawa, Ichikawa, Tsuyumu & Goto 

2020 

Durchführungsbeschluss 2013/92/EU der Kommission vom 18. Februar 2013 betreffend 
die Überwachung, Pflanzengesundheitskontrollen und Maßnahmen, die bei Holzverpa­
ckungsmaterial zu ergreifen sind, das bereits für den Transport spezifizierter Waren mit 
Ursprung in China verwendet wird 

2018 
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Durchführungsbeschluss 2014/237/EU der Kommission vom 24. April 2014 über Maß­
nahmen zur Verhütung der Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen in der 
Union durch bestimmtes Obst und Gemüse mit Ursprung in Indien 

2019 

Durchführungsbeschluss 2014/422/EU der Kommission vom 2. Juli 2014 mit Maßnah­
men hinsichtlich bestimmter Zitrusfrüchte mit Ursprung in Südafrika zum Schutz der 
Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Phyllosticta citricarpa (McAlpine) 
Van der Aa 

2020 

Richtlinie 98/22/EG der Kommission vom 15. April 1998 mit Mindestanforderungen für 
die Durchführung von Pflanzengesundheitskontrollen von aus Drittländern eingeführten 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder anderen Gegenständen in der Gemeinschaft an ande­
ren Kontrollstellen als denen des Bestimmungsorts 

2016 

Richtlinie 2008/61/EG der Kommission vom 17. Juni 2008 mit den Bedingungen, unter 
denen bestimmte Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstände gemäß den An­
hängen I bis V der Richtlinie 2000/29/EG des Rates zu Versuchs-, Forschungs- und 
Züchtungszwecken in die Gemeinschaft oder bestimmte Schutzgebiete derselben einge­
führt oder darin verbracht werden dürfen (kodifizierte Fassung) 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhe­
bung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates 

2020 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 544/2011 der Kommission vom 10. Juni 2011 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hin­
sichtlich der Datenanforderungen für Wirkstoffe 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 545/2011 der Kommission vom 10. Juni 2011 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hin­
sichtlich der Datenanforderungen für Pflanzenschutzmittel 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 546/2011 der Kommission vom 10. Juni 2011 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hin­
sichtlich einheitlicher Grundsätze für die Bewertung und Zulassung von Pflanzenschutz­
mitteln 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 547/2011 der Kommission vom 8. Juni 2011 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hin­
sichtlich der Kennzeichnungsanforderungen für Pflanzenschutzmittel 

2019 

Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 
2009 über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von 
Pestiziden 

2019 

Entscheidung 2005/834/EG des Rates vom 8. November 2005 über die Gleichstellung 
von in Drittländern durchgeführten Kontrollen von Erhaltungszüchtungen und zur Ände­
rung der Entscheidung 2003/17/EG 

2019 
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Richtlinie 2004/29/EG der Kommission vom 4. März 2004 zur Festlegung von Merkma­
len und Mindestanforderungen für die Prüfung von Rebsorten 

2018 

Richtlinie 1999/105/EG des Rates vom 22. Dezember 1999 über den Verkehr mit forst­
lichem Vermehrungsgut 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1597/2002 der Kommission vom 6. September 2002 mit Durch­
führungsbestimmungen zur Richtlinie 1999/105/EG des Rates hinsichtlich des Formats 
der nationalen Listen des Ausgangsmaterials von forstlichem Vermehrungsgut 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 2301/2002 der Kommission vom 20. Dezember 2002 mit Durch­
führungsbestimmungen zu der Richtlinie 1999/105/EG des Rates hinsichtlich der Defini­
tion kleiner Mengen von Saatgut 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 69/2004 der Kommission vom 15. Januar 2004 zur Genehmigung 
von Ausnahmen von bestimmten Vorschriften der Richtlinie 1999/105/EG des Rates hin­
sichtlich des Inverkehrbringens von forstlichem Vermehrungsgut, das von bestimmtem 
Ausgangsmaterial stammt 

2019 

Entscheidung 2008/971/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Gleichstellung 
von in Drittländern erzeugtem forstlichem Vermehrungsgut 

2018 

Entscheidung 2008/989/EG der Kommission vom 23. Dezember 2008 zur Ermächtigung 
der Mitgliedstaaten, im Einklang mit der Richtlinie 1999/105/EG des Rates Entscheidun­
gen darüber zu treffen, ob aus bestimmten Drittländern einzuführendes forstliches Ver­
mehrungsgut die gleiche Gewähr bietet wie forstliches Vermehrungsgut aus der Gemein­
schaft 

2018 

Empfehlung 2012/90/EU der Kommission vom 14. Februar 2012 über Leitlinien für die 
Darstellung der Informationen für die Kennzeichnung von Partien von forstlichem Ver­
mehrungsgut und der auf dem Etikett oder Dokument des Lieferanten zu machenden An­
gaben 

2018 

Richtlinie 2003/91/EG der Kommission vom 6. Oktober 2003 mit Durchführungs­
bestimmungen zu Artikel 7 der Richtlinie 2002/55/EG des Rates hinsichtlich der Merk­
male, auf welche sich die Prüfungen mindestens zu erstrecken haben, und der Mindestan­
forderungen für die Prüfung bestimmter Sorten von Gemüsearten 

2017 

Durchführungsrichtlinie 2014/20/EU der Kommission vom 6. Februar 2014 mit den EU- 
Klassen für Basispflanzgut und zertifiziertes Pflanzgut von Kartoffeln sowie den für diese 
Klassen geltenden Anforderungen und Bezeichnungen 

2017 

Durchführungsrichtlinie 2014/21/EU der Kommission vom 6. Februar 2014 mit Min­
destanforderungen an Vorstufenpflanzgut von Kartoffeln und mit den EU-Klassen für die­
ses Vorstufenpflanzgut 

2017 

Richtlinie 2008/62/EG der Kommission vom 20. Juni 2008 mit Ausnahmeregelungen für 
die Zulassung von Landsorten und anderen Sorten, die an die natürlichen örtlichen und 
regionalen Gegebenheiten angepasst und von genetischer Erosion bedroht sind, sowie für 
das Inverkehrbringen von Saatgut bzw. Pflanzkartoffeln dieser Sorten 

2019 
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Richtlinie 2009/145/EG der Kommission vom 26. November 2009 mit Ausnahmerege­
lungen für die Zulassung von Gemüselandsorten und anderen Sorten, die traditionell an 
besonderen Orten und in besonderen Regionen angebaut werden und von genetischer 
Erosion bedroht sind, sowie von Gemüsesorten, die an sich ohne Wert für den Anbau zu 
kommerziellen Zwecken sind, aber für den Anbau unter besonderen Bedingungen ge­
züchtet werden, sowie für das Inverkehrbringen von Saatgut dieser Landsorten und ande­
ren Sorten 

2019 

Abschnitt 7 — Genetisch veränderte Organismen 

Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. März 2001 
über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt und 
zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates 

gemäß Anhang XVI 

Entscheidung 2002/811/EG des Rates vom 3. Oktober 2002 über Leitlinien zur Ergän­
zung des Anhangs VII der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates 

2017 

Entscheidung 2002/812/EG des Rates vom 3. Oktober 2002 zur Festlegung — gemäß 
Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates — des Schemas für 
die Zusammenfassung der Anmeldeinformationen zum Inverkehrbringen genetisch ver­
änderter Organismen als Produkte oder in Produkten 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1946/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Juli 2003 über grenzüberschreitende Verbringungen genetisch veränderter Organis­
men 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. September 2003 über genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 641/2004 der Kommission vom 6. April 2004 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich des Antrags auf Zulassung neuer genetisch veränderter Lebensmit­
tel und Futtermittel, der Meldung bestehender Erzeugnisse und des zufälligen oder tech­
nisch unvermeidbaren Vorhandenseins genetisch veränderten Materials, zu dem die Risi­
kobewertung befürwortend ausgefallen ist 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. September 2003 über die Rückverfolgbarkeit und Kennzeichnung von genetisch ver­
änderten Organismen und über die Rückverfolgbarkeit von aus genetisch veränderten Or­
ganismen hergestellten Lebensmitteln und Futtermitteln sowie zur Änderung der Richt­
linie 2001/18/EG 

2018 

Empfehlung 2010/C 200/01 der Kommission vom 13. Juli 2010 mit Leitlinien für die 
Entwicklung nationaler Koexistenz-Maßnahmen zur Vermeidung des unbeabsichtigten 
Vorhandenseins von GVO in konventionellen und ökologischen Kulturpflanzen 

2018 

Richtlinie 2009/41/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
über die Anwendung genetisch veränderter Mikroorganismen in geschlossenen Systemen 
(Neufassung) 

gemäß Anhang XVI 
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Entscheidung 2009/770/EG der Kommission vom 13. Oktober 2009 zur Festlegung der 
Standardformulare für die Berichterstattung über die Überwachung der absichtlichen Frei­
setzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt als Produkte oder in Produkten 
zum Zweck des Inverkehrbringens gemäß der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates 

2018 

Abschnitt 8 — Tierarzneimittel 

Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. November 
2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Tierarzneimittel 

gemäß Anhang XVI 

Richtlinie 2004/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 
zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für 
Tierarzneimittel 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezember 2009 über pharma­
kologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung hinsichtlich der Rückstandshöchstmengen 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs 

2018 

Richtlinie 2006/130/EG der Kommission vom 11. Dezember 2006 zur Durchführung 
der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 
Festlegung von Kriterien für die Ausnahme bestimmter Tierarzneimittel, die für zur Nah­
rungsmittelerzeugung genutzte Tiere bestimmt sind, von der Pflicht der tierärztlichen 
Verschreibung 

gemäß Anhang XVI 

Verordnung (EG) Nr. 1662/95 der Kommission vom 7. Juli 1995 zur Festlegung der Mo­
dalitäten für die Anwendung gemeinschaftlicher Beschlussverfahren für die Zulassung 
von Arzneimitteln oder Tierarzneimitteln 

gemäß Anhang XVI 

Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 
2009 über das ergänzende Schutzzertifikat für Arzneimittel (kodifizierte Fassung) 

gemäß Anhang XVI“   
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BESCHLUSS (EU) 2016/878 DES RATES 

vom 30. Mai 2016 

zur Ernennung eines von Malta vorgeschlagenen Mitglieds des Ausschusses der Regionen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der maltesischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 26. Januar, 5. Februar und 23. Juni 2015 die Beschlüsse (EU) 2015/116 (1), (EU) 2015/190 (2) 
und (EU) 2015/994 (3) zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für 
den Zeitraum vom 26. Januar 2015 bis 25. Januar 2020 erlassen. 

(2)  Infolge des Ablaufs des Mandats, auf dessen Grundlage Herr Samuel AZZOPARDI (Mayor of Rabat, Gozo) 
vorgeschlagen worden war, ist der Sitz eines Mitglieds des Ausschusses der Regionen frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt wird zum Mitglied des Ausschusses der Regionen für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 25. Januar 2020: 

—  Dr. Samuel AZZOPARDI, Councillor, Rabat Citta Victoria, Local Council, Gozo (Mandatsänderung). 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 30. Mai 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. VAN RIJN  
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(1) Beschluss (EU) 2015/116 des Rates vom 26. Januar 2015 zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses der Regionen und ihrer 
Stellvertreter für den Zeitraum vom 26. Januar 2015 bis zum 25. Januar 2020 (ABl. L 20 vom 27.1.2015, S. 42). 

(2) Beschluss (EU) 2015/190 des Rates vom 5. Februar 2015 zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses der Regionen und ihrer 
Stellvertreter für den Zeitraum vom 26. Januar 2015 bis zum 25. Januar 2020 (ABl. L 31 vom 7.2.2015, S. 25). 

(3) Beschluss (EU) 2015/994 des Rates vom 23. Juni 2015 zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses der Regionen und ihrer 
Stellvertreter für den Zeitraum vom 26. Januar 2015 bis zum 25. Januar 2020 (ABl. L 159 vom 25.6.2015, S. 70). 
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